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PRÄSIDENT REITER (um 10.00 Uhr): Ich eröffne die Sitzung. Das Protokoll der letzten Sitzung ist geschäftsordnungsmäßig aufgelegen. Es ist unbeanstandet geblieben und demnach als genehmigt zu betrachten.

Vom Präsidenten des Landesverbandes der NÖ Kunstvereine habe Ich nachfolgendes Schreiben erhalten, das ich den Damen und Herren des Hohen Hauses mitteile: „Es ist mir ein aufrichtiges Bedürfnis, Ihnen, sehr geehrter Herr Präsident, und damit auch dem NÖ Landtag für die Beschlußfassung des NÖ Kulturförderungsgesetzes herzlich zu danken, geht damit doch ein Wunsch der niederösterreichischen Künstler in Erfüllung, da seit Jahren erwartet, nunmehr eine Bestimmung über Kunst am Bau verwirklicht wurde. Ich darf in meinem persönlichen Dank, war ich doch seit Beginn der Textverfassung mit dem Gesetz befaßt, auch den Dank des Landesverbandes der niederösterreichischen Kunstvereine, der 95% aller niederösterreichischen Künstler umfaßt, zum Ausdruck bringen. Es ist damit ein wichtiger Schritt für die zeitgenössische Kunst getan worden. Herzlichen Dank. Ich darf Sie, sehr geehrter Herr Präsident, bitten, dem NÖ Landtag in geeigneter Form diesen Dank der niederösterreichischen Künstler übermitteln zu wollen. Professor Franz Kaindl, Präsident des Landesverbandes der NÖ Kunstvereine.“
Einlauf liegt keiner vor, wir gelangen daher zur Beratung der Tagesordnung. Ich ersuche den Abg. Hiller, die Verhandlung zur Zahl 583 einzuleiten.

Berichterstatter Abg. HILLER: Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Ich berichte namens des Verfassungs- und Rechtsausschusses über den Antrag aller ÖVP-Abgeordneten des Niederösterreichischen Landtages betreffend Auflösung des Landtages von Niederösterreich gemäß Artikel 10 Absatz 1 der Niederösterreichischen Landesverfassung von 1979.

Die ÖVP-Abgeordneten haben am 7. Juli

1983 folgenden Antrag eingebracht:

„Die Gesetzgebungsperiode dauert gemäß Artikel 9 der Niederösterreichischen Landesverfassung von 1979 5 Jahre. Unter Berücksichtigung der gesetzlichen Fristen und der für einen Wahltag nicht in Betracht kommenden Osterferien ergäbe sich ein spätest möglicher Wahltermin mit 8. April 1984.

Nunmehr hat der Österreichische Arbeiterkammertag für diesen Tag in Österreich die vorzeitige Abhaltung der Arbeiterkammerwahlen vorgesehen. Eine gemeinsame Abhaltung der Arbeiterkammerwahlen und der Landtagswahl ist in der Praxis schon deshalb nicht möglich, weil verschiedene Wählerlisten anzulegen sind, anders zusammengesetzte Wahlbehörden mit teilweise gleichem Personenkreis tätig zu sein haben und viele niederösterreichische Landesbürger an unterschiedlichen Orten, zum Beispiel am Wohnort bzw. am Ort der Betriebsstätte, ihre Stimme abzugeben haben. Aber auch ein anderer Wahltermin, der hin der Nähe des Arbeiterkammerwahltages liegt, wäre nicht im Interesse des Landes Niederösterreich. In Anbetracht dessen, daß bei der Arbeiterkammerwahl in Österreich ca. 2 Millionen Personen wahlberechtigt sind, kommt dieser Wahl und dem Wahlkampf ein besonders hoher Aufmerksamkeitsgrad in der öffentlichen Diskussion zu und nimmt diese über Wochen einen breiten Raum in der innenpolitischen Berichterstattung ein. Die spezifischen Probleme der Landespolitik, die im niederösterreichischen Landtagswahlkampf zur Diskussion stehen werden, würden daher bei einer gleichzeitig ablaufenden Wahlkampfphase völlig überdeckt werden. Aus diesen Gründen ist es zweckmäßig, angesichts des Arbeiterkammerwahltermines die niederösterreichische Landtagswahl auf den Herbst des Jahres 1983 vorzuverlegen, um die Eigenständigkeit der Diskussion landespolitischer Probleme sicherzustellen.

Dies ist auch deshalb gerechtfertigt, weil die derzeit im Niederösterreichischen Landtag für eine Beschlußfassung reifen Vorlagen noch in der während des Juli zu Ende gehenden Tagung des Niederösterreichischen Landtages erledigt wurden. Die Abhaltung der Landtagswahl im Herbst stellt sicher, daß der Landtag noch in diesem Jahr seine Arbeit unbeeinflußt von einem bevorstehenden Wahlkampf wieder aufnehmen kann. Der Wahlkampf fällt nämlich bei einem Wahltermin im Oktober zur Gänze in die tagungsfreie Zeit, da zwischen Anfang Juli und Anfang Oktober üblicherweise keine Landtagssitzungen stattfinden.

Die Durchführung der Landtagswahl im kommenden Herbst erfordert, daß sich der Landtag gemäß Artikel 10 Absatz 1 der Niederösterreichischen Landesverfassung von 1979 durch Beschluß auflöst. Der Verfassungs- und Rechtsausschuß hat in seiner Sitzung vom 7. Juli 1983 diesen Antrag mit Mehrheit beschlossen. Ich stelle daher namens des Verfassungs- und Rechtsausschusses folgenden Antrag (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

„Beschluß vom 12. Juli 1983 über die Auflösung des Landtages von Niederösterreich.

1. Der Landtag von Niederösterreich wird gemäß Artikel 10 Absatz 1 der Niederösterreichischen Landesverfassung 1979, Landesgesetzblatt 0001, aufgelöst.

2. Die Landesregierung wird aufgefordert, das zur Durchführung dieses Beschlusses Erforderliche zu veranlassen."

Sehr geehrter Herr Präsident, ich ersuche, die Debatte einzuleiten und die Abstimmung vorzunehmen.
PRÄSIDENT REITER: Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr Abg. Ing. Kellner.
Abg. Ing. KELLNER: Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wenn man sich die Mühe macht, die derzeitige Legislaturperiode rückblickend zu betrachten, so kommt man drauf, daß sie sich von den bisherigen Legislaturperioden in sehr entscheidenden Bereichen unterscheidet.

Durch einen einstimmigen Beschluß des Landtages wurde die Zahl der Regierungsmitglieder in unserer NÖ Landesregierung von 7 auf 9 erhöht. Das war meiner Auffassung nach nicht nur ein sehr mutiger, sondern ein sehr richtiger Schritt, damit im größten aller neun Bundesländer auch die Betreuung unserer Landesbürger entsprechend durchgezogen werden kann.

Aber auch in einem anderen Bereich können wir feststellen, daß die derzeitige Legislaturperiode von sehr vielen Erfolgen gekennzeichnet war. Als im Jahre 1981 Landeshauptmann Maurer sein Amt zur Verfügung gestellt hat, ist mit dem neuen Landeshauptmann Siegfried Ludwig eine neue Entwicklung in diesem Lande spürbar geworden. „Näher zum Bürger“ war sein Motto. Näher zum Bürger, nicht als Lippenbekenntnis, sondern als Verpflichtung im Dienste des Landesbürgers. Es wurden nicht nur bei allen Dienststellen des Landes zusätzlich Abendsprechtage eingeführt, die sofort durch die Beteiligung der Bevölkerung an diesen Abendsprechtagen signalisierten, daß ein echtes Bedürfnis seitens der Bevölkerung vorhanden war, der Landeshauptmann ging weiter. Er meinte, wenn in Niederösterreich, einem Bundesland ohne eigener Landeshauptstadt, die Mitglieder der Landesregierung hier in Wien, am Sitze der Landesregierung, für viele Landesbürger kaum erreichbar sind, besonders für ältere, behinderte Menschen, so war seine Auffassung, er geht zum Landesbürger. Und es wurden die Bezirkssprechtage eingeführt. Der Erfolg dieser Bezirkssprechtage hat für sich gesprochen.

Und, meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn auch im Bereich der Werbung des Landes Niederösterreich die Meinungen manchmal sehr hart aufeinanderprallen, darf ich leidenschaftslos eines hier feststellen. Noch vor gar nicht so langer Zeit mußten wir als Niederösterreicher zur Kenntnis nehmen, daß unsere Landesbürger nicht jenes Landesbewußtsein haben und jenen berechtigten Stolz auf dieses Bundesland, die auf Grund ihrer eigenen Leistungen gerechtfertigt wären. In der Zwischenzeit wurde durch eine sehr gezielte Werbeaktion „Niederösterreich, ein schönes Stück Österreich“ sehr viel aufgeholt. Ich wiederhole mich hier, weil ich schon einmal festgehalten habe, daß ich mich sehr darüber gefreut habe, als im Winterurlaub bei einer Frage an die Jugendlichen, woher sie kommen, fast jeder gesagt hat: „Ich bin ein Niederösterreicher, ich komme aus St. Pölten, ich komme aus Mistelbach.“ Vor einigen Jahren wäre die Aussage noch eine andere gewesen. Das, meine sehr verehrten Damen und Herren, muß bei einem objektiven Rückblick ohne Scheuklappen - wenn jemand Scheuklappen aufsetzen will, ist es seine Angelegenheit - festgestellt werden.

Aber auch im Sachbereich, meine sehr verehrten Damen und Herren, wurde im Lande Niederösterreich in den abgelaufenen Jahren sehr viel erreicht. Wir haben durch eine Veränderung der Landesverfassung erreicht, daß im Bundesland Niederösterreich, beispielhaft für andere Bundesländer, in der Landesverfassung die Rechte unserer einzelnen Landesbürger und die Rechte der Gemeinden stark aufgewertet wurden. Und in dieser Legislaturperiode wurde mit einer Beschlußfassung über die Durchführungsbestimmungen die Voraussetzung dafür geschaffen, so schwierig und problemhaft dieser Bereich auch sein mag, jenen Gruppen, seien es auch Alternative, seien es Gruppen, die sich aus örtlichen Überlegungen zusammenfinden, aber auch den einzelnen Bürgern in unserem Land die Möglichkeit zu geben, in Gesetzgebung und Vollziehung mitwirken zu können.

Darüber hinaus, meine sehr verehrten Damen und Herren, haben wir auch im materiellen Bereich entscheidende Dinge, ich möchte fast sagen in Form von Meilensteinen in Niederösterreich gesetzt. Ein Jugendgesetz, ein Familiengesetz, das von der Frau Landesrat Prokop in einer neuen Form der Begutachtung mit der Bevölkerung diskutiert wurde, zeigen uns, daß neben den Senioren auch die Jugend und die Familien entsprechende Unterstützung seitens des Landes gefunden haben. Mir ist bewußt und hier weiß ich mich in Übereinstimmung mit der großen Mehrheit in diesem Lande, daß wir nicht alle Bereiche gesetzgeberisch abdecken können und wollen. Es wird gewisse Bereiche geben, wo wir diesem Grundsatz nicht Rechnung tragen können. Ich glaube, Familiengesetz und Jugendgesetz waren sehr entscheidende Bereiche, die wir hier durchziehen konnten.

Wir haben das Hausstandgründungsgesetz beschlossen und sind im Bereich der Spielautomaten sehr mutige Wege gegangen, das zeigt die jetzt noch spürbare Reaktion jener Betriebe, die solche Automaten herstellen. Es zeigen aber auch die positive Reaktionen von Eltern und Lehrern, daß der Landtag von Niederösterreich den Mut gehabt hat, durch das Spielautomatengesetz hier in Niederösterreich Ordnung zu schaffen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir haben als Österreichische Volkspartei auch im Bereich der Gemeindebediensteten durch einen Initiativantrag dazu beigetragen, daß das Gemeindepersonalvertretungsgesetz im Landtag nun endgültig mit einem Beharrungsbeschluß beschlossen werden konnte. Sehen Sie, meine sehr verehrten Damen und Herren, an diesem Beispiel beginnt bereits der Sand spürbar zu werden, der in diesem Getriebe der Zusammenarbeit manchmal da war. Am 9. Juli lese ich in der Arbeiterzeitung: „ÖGB-Protest gegen Kellner.“ Ich fühle mich geehrt, daß gegen mich protestiert wird, ich bin aber traurig darüber, daß ich als alter Gewerkschafter gerade im gewerkschaftlichen Bereich hier in das Schußfeld kommen sollte. Meine sehr verehrten Damen und Herren, was steht hier drinnen? Hier macht uns die Gewerkschaft der Gemeindebediensteten bzw. ihr Obmann, Ing. Schindler, den Vorwurf, daß seit 1981 die Forderung der Gemeindebediensteten im Lande Niederösterreich unerledigt liege und die ÖVP doch nicht einen Landtag auflösen kann, wenn solche wichtige Entscheidungen bisher noch nicht erledigt wurden. Ich frage mich, wer war beim Personalvertretungsgesetz der zuständige Referent? Der zuständige Referent ist der Gemeindereferent Landesrat Höger. Der Landtagsklub der Österreichischen Volkspartei mußte mit einem Initiativantrag die berechtigten Wünsche der Gemeindebediensteten erfüllen. Herr Landesrat, ich habe gestern noch einmal nachschauen lassen, ob der Entwurf des Personalvertretungsgesetzes der Gemeindebediensteten schon als Regierungsvorlage dem Landtag vorliegt. Dem ist nicht so! (LR. Höger: Abgelehnt!) Wenn dem nicht so ist, darf ich festhalten, hat die Arbeiterzeitung halt wieder einmal die falsche Adresse erwischt. Das wird nicht das einzige Beispiel in dieser Richtung sein.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir haben auch versucht, im Bereich der Wirtschaftsförderung entsprechend tätig zu werden, weil wir wissen, daß nur in einer gesunden Wirtschaft auch sichere Arbeitsplätze erhalten und geschaffen werden können. Hier sind wir vor allem im Bereich der Innovation im Bundesland Niederösterreich neue und mutige Wege gegangen. Ich möchte das sehr deutlich noch einmal hier in Erinnerung rufen und freue mich darüber, aus einem aktuellen Anlaß ableitend sagen zu können, daß beispielsweise bei unserer Landeshaftung für die Austria-Dosenfabrik ein neuer Weg beschritten wurde, indem der Finanzreferent erklärt hat, er ist nur dann bereit, Mittel des Landes, als öffentliche Steuermittel, zur Verfügung zu stellen, wenn diese Firma entsprechende Vorsorgen für eine Verwertung der Abfallprodukte in Form einer Recyclingkette trifft. Ich glaube, das ist ein Beispiel für vernünftigen Umweltschutz, der hier im Lande Niederösterreich praktiziert wurde. Wir haben über den Umweltschutz nicht nur gesprochen, sondern durch die Einführung der Umweltschutzbeauftragten in jedem Viertel auch entsprechende Vorsorgen getroffen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn man vor einiger Zeit der Österreichischen Volkspartei in diesem Hause den Vorwurf gemacht hat, wir würden immer wieder nur versuchen, einen Konfrontationskurs mit der Bundesregierung zu steuern, so beweist der Staatsvertrag, der zwischen dem Land Niederösterreich und der Bundesregierung abgeschlossen wurde, doch ganz deutlich, daß das Land Niederösterreich immer dort, wo es das Gefühl hat, einen echten Partner zu finden, der mithilft, die Probleme in unserem Bundesland zu lösen, diese Partnerhand ergreift. Ich möchte von dieser Stelle aus allen, die mitgewirkt haben, daß es zu diesem Staatsvertrag gekommen ist, ein herzliches Dankeschön sagen. Und auch ein Jahrhundertprojekt, der Marchfeld-Kanal, wird auf diese Art und Weise mithelfen, die Existenz vieler hunderter Betriebe abzusichern und eine alte Kulturlandschaft zu erhalten. (Beifall bei der ÖVP.)

Ich freue mich, daß es auch gelungen ist, einvernehmlich im Bereich des Spitalärztegesetzes neue Akzente zu setzen. Auch hier wieder eine Randbemerkung. Ich habe in der Arbeiterzeitung gelesen, daß der Klubobmann Kellner Abänderungsanträge gestellt hat und sich die Ärztekammer sozusagen beim Kellner beidanken soll dafür, daß nicht alle ihre Wünsche erfüllt werden konnten. Es ist richtig, daß wir in der Frage der Assistenzärzte, meine sehr verehrten Damen und Herren, verschiedene Auffassungen hatten. Wir haben versucht, hier einen gemeinsamen Weg zu beschreiten. Aber bitte, dann schreib ich halt auch auf mein Konto, daß es im Bereich der Turnusärzte zu einer echten Entlastung in den Krankenhäusern gekommen ist, denn das ist auch in diesem Antrag gestanden, und daß durch die verkürzte Behaltefrist für ausgebildete Turnusärzte zusätzliche Ausbildungsposten für unsere Jungärzte erzielt werden konnten. (Beifall bei der ÖVP.) Ich glaube, meine sehr verehrten Damen und Herren, das soll man ohne Hinterhältigkeit in diesem Zusammenhang hier auch sehr klar und deutlich sagen.

Wir haben auch versucht, Gespräche im Bereich des Krankenanstaltenwesens zu führen. Wir konnten uns nicht einigen im dritten Bereich, das ist der finanzielle Bereich. Und wenn ich da heute früh wieder Pressestimmen höre, daß die Sozialistische Fraktion und ihr Gesundheitssprecher Herr Präsident Pospischil der Auffassung sind, daß die Gemeinden im Bundesland Niederösterreich von dieser Österreichischen Volkspartei an den Rand des finanziellen Abgrundes getrieben werden, und wenn ich höre, daß der Spitalsreferent erklärt, wir als Land Niederösterreich sind verantwortlich dafür, daß die Spitäler und damit die Gemeinden heute oder morgen ihren Verpflichtungen Überhaupt nicht mehr nachkommen können, ist mir das zu einfach. Meine sehr verehrten Damen und Herren, es gibt da mehrere Partner, die bisher ihrer Verpflichtung nicht in einem entsprechenden Ausmaß nachgekommen sind. Denn wenn die Sozialversicherungsträger derzeit nur mehr rund 52% Beiträge zur Spitalerhaltung bezahlen, wenn der Bund sich über den dritten Mehrwertsteuersatz hier zusätzliche Mittel genommen hat, um seine Leistungen entsprechend abzusichern, so bleiben verständlicherweise Gemeinden und Länder für den Rest über. Das war auch unser Antrag, daß wir gesagt haben, es soll in dieser Frage noch einmal zwischen der Regierung und den einzelnen Kostenträgern verhandelt werden, weil uns die Sache zu einfach ist, meine sehr verehrten Damen und Herren, daß überall dort - das haben wir in den letzten Jahren auch hier erlebt -, wo der Bund oder eine andere Gebietskörperschaft ihren Verpflichtungen nicht nachkommen können oder nicht nachkommen wollen, das will ich gar nicht beurteilen hier, das Bundesland Niederösterreich mit einer Selbstverständlichkeit sondergleichen in die Bresche springen soll. Das, meine sehr verehrten Damen und Herren, sollen wir, glaube ich, sehr klar und sehr deutlich hier sagen.

Wenn man daher Bilanz zieht, fragt man sich, was werden wirklich der Bevölkerung für Opfer angelastet? Welche Schwierigkeiten hat die Bevölkerung deswegen zu erwarten, weil der Landtag von Niederösterreich die Wahlen für seine nächste Periode von Ende März oder Anfang April 1984 auf Oktober 1983 vorverlegt? Ich höre, wichtige Entscheidungen sind im Landtag von Niederösterreich liegen geblieben. Es wird hier die Pendlerbeihilfe genannt. Meine sehr verehrten Damen und Herren, das ist das, was mich in meiner 15jahrigen Tätigkeit in diesem Hohen Haus immer gestört hat, diese berühmten Halbwahrheiten. Sie alle wissen genauso wie wir, daß das Parlament beschlossen hat, an die einzelnen Länder heranzutreten, die Länder aufzufordern, einen Bericht zu geben, wie sie in der Pendlerfrage bisher vorgegangen sind, und daß man in Hinkunft eine gemeinsame Vorgangsweise aller Bundesländer gemeinsam mit dem Bund erwartet. Und der Obmann des Bauausschusses in diesem Haus, der Herr Ing. Molzer, hat in dieser Frage auch mit einem Brief reagiert und wir haben den Standpunkt der Österreichischen Volkspartei hier klargestellt. Und wir lesen auf Plakaten, daß die Ludwig-Partei nicht nur den Landtag vorzeitig auflöst, sondern daß sie der Bevölkerung zumutet, zu warten, bis die Pendlerfrage erledigt wind, zu warten, bis die Gemeinden entsprechend unterstützt werden. Und so gehen diese Dinge weiter. In der Pendlerfrage erging ein Auftrag des Parlaments an die einzelnen Länder, hier nicht eigene Wege zu gehen, sondern einer gemeinsamen Lösung zuzustimmen. Das, meine sehr verehrten Damen und Herren, ist die Wahrheit, das, meine sehr verehrten Damen und Herren, ist das Faktum. (Abg. Stangl: Das ist Euer Standpunkt!) Das ist nicht unser Standpunkt, sondern das ist ganz einfach der Beschluß, der im Parlament gefaßt wurde und den wir im Landtag hier seinerzeit zur Kenntnis genommen haben, meine sehr verehrten Damen und Herren.

Wir hören ferner, daß das Bundesland Niederösterreich die Gemeinden nicht entsprechend unterstützt. Noch nie wurde für Gemeinden so viel getan als in den abgelaufenen Jahren dieser Legislaturperiode. Nur eines, meine sehr verehrten Damen und Herren: Wenn Mittel, die vom Bund kommen für die verschiedenen Fonds, nicht mehr im ausreichenden Maße vorhanden sind und hier wieder das Bundesland Niederösterreich einspringen soll, so hat sich auch hier eine neue Methode entwickelt. Immer dann, wenn für eine Betriebsunterstützung oder für eine Gemeindeunterstützung der Bund bestimmte Mittel zur Verfügung stellt, hat man sofort gesagt, dieselbe Summe soll das Bundesland Niederösterreich geben, also eine Kostenbeteiligung 50 zu 50. Daß das nicht möglich ist, wird wohl jedem klar. So könnte man jeden einzelnen Bereich, der in den bisherigen Aussendungen der Sozialistischen Fraktion genannt wurde, auf diese Art und Weise widerlegen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren. Sie haben den Wahlkampf spätestens am 25. April eröffnet. (Abg. Stangl: Wer?) Die Sozialistische Partei! Sie hat noch am Sonntag zumindest im Raum Tulln gegen 5 Uhr nachmittags Plakate affichiert, auf denen gestanden ist - also ich hätte mich nicht gefreut, wenn die ÖVP solche Plakate aufgehängt hätte, aber das ist Ihre Sache -, die Niederösterreicher vertrauen uns, weiterhin mit der SPÖ. Also ob das Wahlergebnis vom 24. April ein Vertrauensbeweis war, das wollen wir dahingestellt sein lassen. Wir sind als Österreichische Volkspartei mit dem Wahlergebnis der Nationalratswahl sehr zufrieden, das möchte ich ausdrücklich festhalten, denn wir konnten nicht nur den einmaligen Ausrutscher, ich möchte es so nennen, der bei der vorletzten Nationalratswahl mit 12.000 Stimmen Überhang ihrer Fraktion passiert ist, annullieren, sondern haben derzeit wieder mehr als 20.000 Stimmen Überhang. Na ja, eigentlich müßt Ihr ja dankbar sein, daß der Landtag sich vorzeitig auflöst, weil ja eines Eurer bisherigen Hauptargumente, die ÖVP hat eh nimmer die Mehrheit in diesem Lande, jetzt passé war. So gesehen machen wir Ihnen ja in der Richtung einen Gefallen.

Und jetzt zu Ihren Aussagen, daß die ÖVP es notwendig hat, über Plakate zu reden, nachdem sie schon durch Jahre hindurch das Land mit Plakaten vom Ludwig usw. überschwemmt. Darf ich wieder einmal meine Lehrerseele zum Durchbruch kommen lassen und Ihnen etwas zur Erinnerung mitgeben und zwar die Zusammenstellung der Kosten für Informationstätigkeiten. Wie schaut es denn da aus, meine sehr verehrten Damen und Herren? Wien hat im heurigen Jahr pro Einwohner für graphische Propaganda 69 Schilling ausgegeben. (Abg. Haufek: Gemeinde und Land!) St. Pölten pro Einwohner 72 Schilling, Niederösterreich seinerzeit 18 Schilling und jetzt ab dem Jahre 1982 21 Schilling, also rund 1/3 bzw. 1/4 jener Summen, die in sozialistisch dominierten Ländern oder in sozialistisch dominierten Gemeinden ausgegeben werden. Aber dort bitte ist das selbstverständlich, nur wenn man es im Bundesland Niederösterreich macht, ist es natürlich verdammenswert und ist ein Personenkult mit unserem Landeshauptmann. Meine sehr verehrten Damen und Herren, diese Dinge wollten wir auch in aller Deutlichkeit einmal hier darstellen.

Neuwahlen in Niederösterreich, Vertrauensbruch des Landeshauptmannes, Wortbruch des Kellner in einem anderen Ausschuß. Manchmal bin ich mir vorgekommen wie in einer Mathematikstunde, wie wenn da eine Bruchrechnerei plötzlich über die Bühne ginge, denn in Wirklichkeit, meine sehr verehrten Damen und Herren, kann ich mich nicht erinnern, daß es einen Wortbruch gegeben hätte. Ich habe beim Pressegespräch unseres Klubs vor einer Woche ja gesagt, daß es bezüglich des Wahltermines keine Vereinbarung gibt, weil ich mich sehr genau erkundigt habe. (Abg. Fux: Das war eine Aussage des Landeshauptmannes!) Ich habe gesagt, es hat keine Vereinbarung gegeben. Das schließt nicht aus, daß natürlich Gespräche geführt werden. Siehe da, am nächsten Tag lese ich in der Arbeiterzeitung, daß der Herr Kollege Lechner bei der Pressekonferenz erklärt hat, na, Vereinbarung hat es keine gegeben, aber geredet ist worden miteinander. Das ist genau das, was ich am Tag vorher erklärt habe. Nun, meine sehr verehrten Damen und Herren, kein Mensch streitet ab, daß der Herr Landeshauptmann am Wahlabend der Nationalratswahl auf die Frage, wann im Bundesland Niederösterreich gewählt wird, erklärt hat, im Frühjahr 1984. den 8. April müßt ihr mir erst zeigen, wo der drinnen steht. Es wäre aber auch egal, wenn er den 8. April genannt hätte, er hat es nur nicht getan!

Da sind wir beim Thema, meine sehr verehrten Damen und Herren! Seit Weihnachten 1982 wird durch den Landesparteisekretär der Österreichischen Volkspartei, Nationalrat Gustav Vetter, der 8. April 1983 als der nächste Wahltermin genannt. Es kann also kein Mensch sagen, es sei denn er wäre ein Hinterwäldler, er hätte nicht gewußt, daß die nächsten Wahlen in Niederösterreich am 8. April sein sollen. Und was passiert? Der Arbeiterkammertag beschließt, seine Wahlen nicht im Juni, sondern ausgerechnet am 8. und 9. April abzuhalten. Und dann höre ich von Funktionären Ihrer Partei diese einfachen Rechnungen, ja warum sollen denn eigentlich nicht die Arbeiterkammerwahl und die Landtagswahl am gleichen Tag abführbar sein, wir haben doch schon oft Landtagswahlen und Gemeinderatswahlen, Landtagswahlen und Nationalratswahlen miteinander abgeführt. Lieber Freund Kaiser, ich möchte sehr klar und deutlich - wenn Du es vielleicht nicht weißt, erkläre ich es auch Dir - sagen, daß der Hans Kellner bei der Nationalratswahl, bei der Landtagswahl und bei der Gemeinderatswahl im selben Wahlsprengel, in der Gemeinde Zwentendorf, wahlberechtigt ist. Wenn daher auch drei Wahlen über die Bühne gingen, wäre es lediglich eine Organisationsfrage, ob ich im gleichen Wahllokal zwei oder drei verschiedene Kuverts bekomme. Theoretisch kann man daher Landtagswahl, Nationalratswahl und Gemeinderatswahl auf einmal durchführen. Jedes Kind weiß, daß bei der Arbeiterkammerwahl der Arbeitsort, der Betriebsort, Ort der Stimmabgabe ist. Daher gibt es auch ganz andere Wählerverzeichnisse und vor allem gibt es nicht die Möglichkeit, in einem anderen Wahlsprengel selber seine Stimme abgeben zu können. Als der Herr Landeshauptmann und Landesparteiobmann der Österreichischen Volkspartei von seinem Parteivorstand beauftragt wurde, Verhandlungen abzuhalten, ob durch eine Verschiebung der Arbeiterkammerwahl der Landtag von Niederösterreich nicht trotzdem am 8. April gewählt werden könnte, hat man gesagt, eine Verschiebung ist vielleicht in Niederösterreich allein möglich, aber sonst nirgends. Und wieder in verkürzter Form, ich höre es ja: „Was geht denn einen Niederösterreicher an, wann Oberösterreich, wann Burgenland und wann Wien wählt?“ Na, ganz einfach, weil halt tausende Menschen im Amstettner Raum ihrem Wahlrecht für die Arbeiterkammer in Oberösterreich nachkommen müssen, weil eben tausende Niederösterreicher in Wien ihren Arbeitsort haben, weil so und so viele Niederösterreicher auch in der Steiermark oder im Burgenland ihren Arbeitsplatz haben und daher das Wahlrecht dort ausüben müssen. Meine sehr verehrten Damen und Herren, so sehen halt wir die Sache und wir stehen nach wie vor auf dem Standpunkt, sehr frühzeitig wurde der 8. April als Wahltag für die Niederösterreichische Landtagswahl von einem offiziellen Sprecher der Österreichischen Volkspartei, nämlich von ihrem Landesparteisekretär, verkündet. Uns von diesem Wahltag wegdrängen zu wollen, empfinde ich daher, gelinde gesagt, als Frechheit. Man drängt uns von diesem Wahltag weg und sagt gleichzeitig, wählen müßt ihr am 25. März, sonst sind wir böse. Na, so etwas darf es doch um Gottes Willen nicht geben. (Beifall bei der ÖVP.) daß man uns den Wahltermin streitig macht und uns gleichzeitig vorschreiben will, wann wir unsere Wahl abzuhalten haben!

Der 16. Oktober als Wahltermin nimmt Ihnen daher viele Argumente, meine sehr geehrten Damen und Herren der Sozialistischen Fraktion. Ich habe Ihnen bereits nachgewiesen, daß keine entscheidenden Bereiche außer der Bauordnung unerledigt sind und da bin ich sicher, daß wir die Bauordnung bis zum Frühjahr auch nicht über die Bühne gebracht hätten, weil es hier noch sehr intensiver Verhandlungen bedarf. Nichts Wichtiges ist im Landtag unerledigt. Es beginnen die Sommerferien und jeder, der mit der Arbeit in diesem Hause vertraut ist, weiß, daß erfahrungsgemäß im September Ausschußsitzungen stattgefunden haben, aber Landtagssitzungen erst im Oktober. Daher ist eine Wahl in der Mitte des Oktobers auch durchaus so ausgelegt, daß Mitte November (Abg. Kaiser: Budget!) - bravo Kaiser, daß Du mir wieder einen geistvollen Beitrag geliefert hast, ich werde ihn aber aufgreifen - der Landtag von Niederösterreich wieder voll seine Arbeit aufnehmen kann.

Na, Budget. Herr Abgeordneter Kaiser, jeder von uns weiß doch um Gottes Willen, daß da nichts passiert, daß für zwei oder drei Monate ein Budgetprovisorium zu laufen beginnt und da müssen wir uns, meine sehr verehrten Damen und Herren, bei der Wirtschaftspolitik der derzeitigen Bundesregierung ja fragen, ob nicht die drei Monate Budgetprovisorium für das Land was besseres wären, weil das Budget viel schlechter ausschauen müßte, wenn wir uns die Einnahmenentwicklung beim Bund anschauen. Es ist also noch gar nicht sicher, ob ein echtes Budget für das Jahr 1984 diesen großartigen Erfolg bringen kann. Auch das Argument des Budgets ist also ein vordergründiges Argument und sehr leicht zu entkräften.

Und noch eines, meine sehr verehrten Damen und Herren. Ich gehöre diesem Haus seit dem Jahre 1969 an und bin stolz darauf. Ich habe, das bilde ich mir zumindest ein, wenn mir nicht gerade mein Temperament durchgegangen ist, mitgeholfen, daß ein arbeitsfähiges Klima in diesem Hause geherrscht hat, daß Emotionen, die durch Wahlkämpfe aufgeschaukelt werden, während der normalen Legislaturperiode soweit zurückgedrängt werden konnten, daß die echte Arbeit für dieses Land geleistet wurde. Daher meine ich, daß ein kurzer Wahlkampf für unsere Bevölkerung Vorteile bringt und auch letztlich für die Arbeit in diesem Hause Vorteile bringen kann. All das passiert, wenn der Beschluß heute gefaßt wird, daß der Landtag von Niederösterreich sich frühzeitig auflöst und im Oktober die Wahlen stattfinden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich habe mich bemüht, in einem kurzen Abriß eine Bilanz zu ziehen und die Situation klarzustellen, warum wir die Wahlen auf den Oktober vorverlegen mußten. Die Bevölkerung von Niederösterreich, da sind wir sicher, wird die Arbeit, die in diesem Hause in den letzten Jahren sehr verantwortungsbewußt durchgeführt wurde, und vor allem den persönlichen Einsatz unseres Landeshauptmannes Siegfried Ludwig entsprechend würdigen. Wir stellen uns dieser Wahl mit gutem Gewissen und werden selbstverständlich diesem Antrag unsere Zustimmung geben. (Lebhafter und anhaltender Beifall bei der ÖVP.)

PRÄSIDENT REITER: Zum Worte gelangt Herr Abg. Lechner.

Abg. LECHNER: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Hoher Landtag! Der Herr Klubobmann Kellner hat in seinen letzten Ausführungen versucht, eine Begründung zu geben, warum die Österreichische Volkspartei die Zusammenarbeit vorzeitig unterbrechen will. Er hat hier verschiedene Momente gebracht, darunter auch den, daß im Landtag nichts liege, was für die Bevölkerung von Niederösterreich - bitte so bei der Pressekonferenz über Rundfunk - von Wichtigkeit wäre.

Meine Damen und Herren, in den letzten Wochen wunde über diese vorzeitigen Wahlen in Niederösterreich sehr viel geredet, geschrieben und es wurde auch die Aussage eines Landespolitikers vom 24. April sehr oft zitiert - ich möchte das abkürzen -, nämlich die Aussage des Herrn Landeshauptmannes, daß er glaubt, Legislaturperioden und Funktionsperioden hätten auszulaufen. Er begründete dies damit, daß es in Niederösterreich noch gewisse Probleme zu lösen gäbe und es nicht darum gehe, die ganze Zeit zu kämpfen und zu werben, sondern darum, die Probleme im Lande Niederösterreich für die Bevölkerung zu lösen.

Meine Damen und Herren, man hat zur Entscheidung über die Vorverlegung der Wahlen sehr lange gebraucht. Letztlich gab es dann das schöne Spiel mit den Arbeiterkammerwahlen und der Kollege Kellner hat hier von Frechheit gesprochen. Ich hoffe, daß er nicht damit gemeint hat, daß der Österreichische Arbeiterkammertag die Frechheit besessen hätte, seinen Termin für 8. April festzulegen. (Abg. Ing. Kellner: Uns vorzuschreiben, welchen Termin wir nehmen sollen!) Schauen Sie, es kam aber ganz anders, Kollege Kellner. Denn schon am 10. Mai, da war in einer Sonntagzeitung, die sie uns ja anlasten, noch von keiner Wahlschlacht die Rede, hat bereits der berühmte Verlag, der Faber-Verlag, geschrieben: „Neuwahlen nach Eiszeit. Jetzt ist es ziemlich fix, die Landtagswahlen werden voraussichtlich am letzten Sonntag im Oktober stattfinden.“ Und inzwischen gibt es unter den Landesschwarzen kaum noch jemanden, der nicht Herbstwahlen für sachlich und taktisch besser und für die ÖVP ergiebiger hielte. (Unruhe bei der ÖVP.) Ihr Faber-Verlag, meine Damen und Herren, hat also schon Anfang Mai die Richtung angegeben, für die nur die taktischen Überlegungen maßgebend sind. Aber, meine Damen und Herren, die Österreichische Volkspartei hat selbst das Gefühl gehabt, daß diese Gründe, ein Grünzweigplakat und eine Sonntagzeitung, nicht ausreichen, um der niederösterreichischen Bevölkerung darzulegen, daß es notwendig sei, vorzeitige Wahlen vom Zaun zu brechen.

Nach Aussage Ihres Klubobmannes gibt es nur Dinge mit politischer Brisanz, die offensichtlich liegenblieben oder die noch im Raum stehen. Herr Kollege Kellner, dazu muß ich schon sagen, wir sind doch nicht im Landtag, um den Dingen aus dem Wege zu gehen, die politische Brisanz haben, wir sind dazu da, alle Probleme, auch wenn sie politische Brisanz haben, zu lösen. Und das haben wir zum Teil nicht gemacht. (Beifall bei der SPÖ.)

Wohl wissend, daß die Legislaturperiode in der Landesverfassung mit 5 Jahren festgelegt ist, müssen wir doch sagen, daß man sehr wenig überzeugend der Bevölkerung unseres Landes diese Vorverlegung in irgendeiner Form nahelegen oder beweisen konnte. Wir sind bereit, meine Damen und Herren von der Österreichischen Volkspartei, den Beschluß auf vorzeitige Auflösung des Landtages, den Sie heute mit Mehrheit fassen, zur Kenntnis zu nehmen. Verlangen Sie aber nicht von uns, daß wir dieses Spiel, welches Sie seit Monaten mit diesem Wahltermin treiben, auch noch unterstützen. (Beifall bei der SPÖ.) Meine Damen und Herren, wir stellen dazu fest, es gibt keinen einsichtigen und keinen sachlichen Grund, diese Wahl vorzuverlegen. Zweitens - hier, Herr Landeshauptmann, bin ich ausnahmsweise Ihrer Meinung im Gegensatz zu Klubobmann Kellner - gibt es noch gewisse Probleme für die Bevölkerung im Land zu lösen. Ich möchte Sie noch ergänzen; es gibt sehr große Probleme für dieses Land, die wir noch zu lösen gehabt hätten. Und drittens, meine Damen und Herren, sind sowohl der Landtag als auch die Niederösterreichische Landesregierung arbeitsfähig, es herrscht kein Klima, welches eine weitere Arbeit unmöglich machte. Dies wurde bis zur vorigen Woche, bis zu den letzten Ausschußsitzungen unter Beweis gestellt. Daß es verschiedene Meinungen gibt, daß wir um die Meinung zu ringen haben, das ist ja in einer Demokratie nicht nur üblich, sondern auch selbstverständlich.

Außer dem 8. April, meine Damen und Herren, bietet sich ja eine Reihe von passenden Terminen an. Ich möchte mir das aber schenken, Herr Kollege Kellner, ich will Ihnen heute gar nichts mehr mundgerecht machen. Sie haben sich so eingespielt auf den Oktober, so soll es sein. Meine Damen und Herren, wie sehr diese Entscheidung aus wahltaktischen Gründen hier herbeigeführt wird, geht schon daraus hervor, daß die Österreichische Volkspartei als unabdingbare Forderung einen entsprechenden Abstand zur Kammerwahl, man kann sagen bis zu zwei Monaten, verlangt hat, nur eines hat man dabei vergessen. (Abg. Anzenberger: Warum wählen die denn früher!) Herr Kollege Anzenberger, ich sage es Ihnen schon, warten Sie, gedulden Sie sich. Sie sind immer mit so wenig Geduld behaftet. Ich versuche ja immer wieder, auch andere Programme zu lesen und zu beurteilen. Eines ist interessant im „Modell Niederösterreich“, daß man jetzt dabei ist, der Bevölkerung vor den Wahlen schmackhaft zu machen, es wird da eine sehr kurze Zeit für den Wahlkampf zur Verfügung stehen. Interessanterweise ist auch folgendes enthalten: Es sollte geprüft werden und man zählt auch die Vorteile für die Bürger auf, inwieweit es nicht möglich wäre, die Gemeinderatswahlen in Niederösterreich am selben Tag wie die Landtagswahlen durchzuführen. Meine Damen und Herren, wenn man Landtagswahlen und Gemeinderatswahlen, wo es viel mehr Beziehungen zueinander gibt, am selben Tag durchführen kann und das sogar von der ÖVP geprüft und verlangt wird - Herr Landeshauptmann, ich weiß nicht, haben Sie es gelesen? - (LH. Ludwig: Freilich, ich war dabei!), dann muß ich die Frage stellen, ob es nicht viel leichter gewesen wäre, diese Kammerwahlen und Landtagswahlen auch nebeneinander oder zumindest nicht in dem großen Abstand, den Sie verlangen, durchzuführen. (Abg. Ing. Kellner: Mit dem gleichen Wählerverzeichnis für die beiden Wahlen!) Man sollte also, bevor man sich Argumente sucht, sein eigenes Programm lesen, Herr Kollege Kellner. Ich sage aber bezüglich der Wahl, meine Damen und Herren, für den vorzeitigen Abbruch der Zusammenarbeit zeichnet einzig und allein die Österreichische Volkspartei verantwortlich. Die Gemeinden, die Betriebe, die Pendler müssen halt ein bißchen warten, aber das sind sie ja bei der Österreichischen Volkspartei schon gewöhnt. Meine Damen und Herren, wenn wir heute Bilanz ziehen, dann ist diese Legislaturperiode davon geprägt, daß nach dem 25. März 1979 - hier war sogar eine Märzwahl möglich - der damalige Landeshauptmann Ökonomierat Maurer am 22. Jänner 1981, also nach nicht einmal 2 Jahren, sein Amt zurückgelegt hat. Manche erinnern sich noch an das Gerangel innerhalb der Bünde der Österreichischen Volkspartei. Mit diesem eher einer Palastrevolution gleichenden Vorgang hat der Niederösterreichische Bauernbund ab diesem Zeitraum erstmals das Primat an den Österreichischen Arbeiter- und Angestelltenbund abgegeben. (Abg. Ing. Kellner: Das ist sein Kummer!)

Meine Damen und Herren, welche Zufriedenheit bei einem entsprechenden Rückblick heute darüber herrscht, wird nicht immer diskret verschwiegen. Sollten Sie heute, Herr Landeshauptmann Ludwig, Bilanz ziehen, dann ziehen sie eigentlich nicht einmal über zweieinhalb Jahre, die Sie als Landeshauptmann tätig sind, Bilanz. Und sogar diese Zeit, Herr Landeshauptmann, kommt Ihnen so lange vor, daß Sie nun kurzfristig Ihre Tätigkeit unterbrechen.

Wenn wir heute Bilanz ziehen, meine Damen und Herren, sind wir uns schon einig, Kollege Kellner, daß die Zeit der großen Reformen vorbei ist, die vor Jahren einmal erfolgt sind. Wir sind uns einig, daß verschiedene Gesetze novelliert und verbessert wurden, daß es zum Teil notwendig war, verschiedene Ausführungsgesetze abzuändern, daß verschiedene bereits bestehende Förderungsmaßnahmen für die Wirtschaft verbessert werden konnten und auch ein großer Teil an sogenannter Routinearbeit, die es im Landtag eben auch gibt, erledigt werden konnte. Ich stelle dazu auch gerne fest, daß in vielen Fragen in den Ausschüssen Übereinstimmung erzielt werden konnte, oft nach langen Diskussionen. Genauso, meine Damen und Herren, muß ich aber feststellen, daß viele wichtige Fragen offen geblieben sind und von der Mehrheit einfach keine Bereitschaft bestand, darauf einzugehen. Anträge der Sozialistischen Fraktion wurden entweder nicht behandelt, zurückgestellt oder abgelehnt.

Und wenn wir heute an diesem Tag Bilanz ziehen, dann möchte ich feststellen: Erstens gibt es keine Verbesserung der finanziellen Situation der Gemeinden. Der Antrag auf Strukturhilfe wurde abgelehnt, man fördert aus verschiedenen Töpfen nach dem Gießkannenprinzip und es läßt sich dabei eine gewisse Umverteilung nicht ganz leugnen, die mitunter auch nach politischen Grundsätzen erfolgen könnte. Zweitens wurde ein Antrag auf erhöhte Förderung zur Errichtung der Wasserversorgungs- und Abwasserbeseitigungsanlagen für die Gemeinden abgelehnt. Dies bedeutet nicht nur eine Gefahr, daß die Gemeinden, wie Figura zeigt, verschiedene Baumaßnahmen auf dem Sektor der Kanalisation nicht durchführen. Man kann sich einfach nicht darauf verlassen, meine Damen und Herren, daß nur der Bund, der den Wasserwirtschaftsfonds entsprechend ausgestattet hat, und die Gemeinden Umweltschutzaufgaben alleine lösen, und sie vom Land alleine lassen bei der Lösung dieser Umweltschutzprobleme. Auf dem Sektor Umweltschutz trägt das Land mindestens die gleiche Verantwortung, die die Gemeinden zu tragen haben. (Beifall bei der SPÖ.) Die gleiche Linie der Ablehnung hat man auch bei der Initiative der Gemeinden zur Abschaffung der Landesumlage verfolgt. Wir zahlen sie bis heute. Und wenn der Herr Kollege Kellner hier von der großen Hilfe an die Gemeinden gesprochen hat, dann erinnere ich ihn nur so aus dem Gedächtnis der letzten Tage an das Finanzblatt einer Gemeinde für Juli 1983, das der Kollege Haufek erwähnt hat. Die Beträge an diese Gemeinde für Juli 1983 sind ausgewiesen mit 689.000 Schilling, übrig blieb nach Abzug eines GIF-Kredites von 72.000 Schilling der Endbetrag von 81.000 Schilling, alles andere wird von Landesumlage, von Krankenanstalten und Sozialhilfe, Endabrechnung 82, einfach weggestrichen. Und zwei Gemeinden - Herr Kollege Kellner, das hat es noch nie gegeben - zwei Gemeinden in meinem Bezirk bekommen im Juni keinen Groschen ausbezahlt laut diesem Blatt, weil das Land alle diese Mittel im Juni einfach nimmt, ohne darauf Rücksicht zu nehmen, daß die Gemeinden gerade im Sommer wichtige Aufträge zu erfüllen hätten. (Abg. Ing. Kellner: Wer hat denn die Gesetze beschlossen?) Die österreichische Volkspartei war zweimal nicht bereit, wesentliche Beschlüsse über das Krankenanstaltengesetz zu fassen, das wurde hier schon gesagt.

Und Herr Kollege Kellner, Sie machen immer die AZ so herunter. Ich meine, wir kritisieren ja auch nicht dauernd Ihr Volksblatt. Schauen Sie, die Zeitungen sollen schreiben, ich zitiere sie sehr gerne, ganz besonders wenn ich Zeitungen zitieren kann, die Ihnen nahestehen. Aber Kritik übe ich daran nicht! Sie machen uns immer dafür verantwortlich; wenn die AZ etwas schreibt, dann ist der Landeshauptmannstellvertreter Grünzweig der Schuldige. (Abg. Ing. Schober: Hat er nicht gesagt! - Abg. Ing. Kellner: Der hat es ja auch umgekehrt gemacht!) Sie haben sicher etwas von Pressefreiheit gehört, Herr Kollege Kellner. Halten wir uns daran.

Meine Damen und Herren, es wurde sehr viel über Wirtschaftspolitik geredet. Immer wieder wurde mit Milliarden operiert und stolze Zahlen wurden bekanntgegeben. Fest steht unleugbar, daß die Mittel der Wirtschaftsförderung im Budget 1983 noch immer nicht die von uns seit Jahren verlangte Prozentgrenze der ordentlichen Ausgaben überschritten haben. Dabei muß man jetzt noch bedenken, daß in diesen 4,66% auch die nicht unerheblichen Mittel der Landwirtschaft enthalten sind. Vom Fremdenverkehr rede ich deswegen nicht, Herr Landeshauptmann, weil die Mittel dort sowieso immer weniger werden. Und die Schaffung einer Aktion zur Übernahme der Landeshaftung auch für Betriebsmittelkredite in besonderen Fällen wurde von Ihnen ebenso abgelehnt wie der Antrag zur Nutzung der Fernwärme durch Gründung einer Landesgesellschaft. Mit einem Antrag der Sozialisten über eine Strommarktordnung hat sich die Österreichische Volkspartei schon gar nicht mehr angefreundet. Sie hätte nur einmal mit der Bundesregierung darüber reden müssen, aber das hat man auch nicht getan aus sehr durchsichtigen Gründen. Wenn Sie, meine Damen und Herren, auf dem Sektor der Wirtschaftspolitik Bilanz ziehen, bestanden Ihre Aussagen meist darin, die Bundesregierung zu kritisieren, und in vielen Fällen war das Land nicht bereit, mit der Bundesregierung Probleme, die es auf dem Sektor der Wirtschaft gibt, zu lösen. 

Meine Damen und Herren, in Ihrer Bilanz steht auch die Ablehnung unserer Gesetzesvorlage und in der weiteren Folge unseres Antrages auf Gewährung der Fernpendlerbeihilfe. Der Kollege Kellner hat sich das sehr einfach gemacht in seiner Aussage, aber die einfache Formulierung muß nicht immer gerade die beste sein. Ich muß eines feststellen, meine Damen und Herren: Obwohl man weiß, daß hier die Problematik aktuellst ist, obwohl man weiß, daß das Parlament eine Lösung über die steuerliche Seite für den Pendler, gerade für den Kleinverdiener, absolut nicht für zielführend hält, obwohl man weiß, daß man in Oberösterreich eine solche Pendlerbeihilfe eingeführt hat, sagt man einfach, wir warten auf den Bund, bis er diese Dinge steuerlich löst. (Abg. Mag. Freibauer: Der Wortbruch des Finanzministers!) Auch eine Möglichkeit, Probleme mit politischer Brisanz zurückzustellen. Meine Damen und Herren, das ist ja für uns merkbar, wenn Anträge der Sozialisten in diesem Hause eingebracht wurden, gab es zuerst einmal eine gewisse Hilflosigkeit, dann ein Verschieben, ein Zurückstellen auf Monate oder manchmal sogar auf Jahre, bis man dann - siehe Seniorenurlaubsaktion - die Verlängerung endlich doch bringt, weil es dann nicht mehr so einsichtig ist für die Bevölkerung, wer sich mit dieser Problematik, die nicht nur die Senioren betrifft, sondern die auch dem Fremdenverkehr eine ganz große Hilfe gebracht hat, wirklich beschäftigt hat.

Unsere Kritik, meine Damen und Herren, an den Höchsttarifen der Rauchfangkehrer in der vom Herrn Landeshauptmann erlassenen Verordnung hat unter dem Druck der Öffentlichkeit Früchte getragen und eine zeitgemäße Kehrordnung und auch eine Änderung der Tarife wird in den nächsten Monaten die Folge sein. Wir sind froh darüber, daß hier ein gemeinsamer Weg gefunden wurde.

Auf der Negativseite, meine Damen und Herren, steht auch, daß Sie unserem Antrag auf Schaffung eines Ortsbildförderungsgesetzes nicht zugestimmt haben. Die Aktion - Herr Landeshauptmannstellvertreter Dr. Pröll, Sie sind noch sehr kurz hier in diesem Hause, sonst würden Sie jetzt nicht darüber lachen -, (LHSt. Dr. Pröll: Das ist kein gutes Argument, Herr Kollege!) die Sie jetzt mit vielen Prospekten führen, wurde vor Jahren als eine der Großtaten unseres Landeshauptmannstellvertreters Czettel ins Leben gerufen. (Beifall bei der SPÖ.) Man bleibt bei dieser Sache, weil man ja bei einem Gesetz auch über die Förderung hätte reden müssen. Man bleibt lieber dabei, mit viel Druckaufwand Heftchen mit vielen guten Ratschlägen herzustellen und läßt, meine Damen und Herren, wie in so vielen Fällen die Gemeinden in ihrem finanziellen Glück allein, Herr Landeshauptmannstellvertreter Dr. Pröll.

Das neue Jugendgesetz, meine Damen und Herren, das der Kollege Kellner hier erwähnt hat, wäre, das ist keine Kritik, in der ursprünglichen Form kaum vollziehbar gewesen. Es wurden hier sehr viele Dinge ausdiskutiert und es kam auch zu einem einstimmigen Beschluß. Ebenso wie bei dem angekündigten Familiengesetz mußten einige Bestimmungen eliminiert werden. Beide Gesetze konnten also einstimmig beschlossen werden, aber Herr Landeshauptmann, das Familiengesetz ist für mich ein Muster dafür, wie sich die Österreichische Volkspartei die Unterstützungsmaßnahmen des Landes vorstellt. Die Ankündigung und die Vollziehung ebenso wie der Vorsitz in den einschlägigen Gremien obliegt einem ÖVP-Regierungsmitglied, die finanziellen Leistungen hingegen sollen in den Gemeinden erbracht werden. Die Methode ist sehr einfach. Die Beamten der Landesregierung werden ausgeschickt, um mit Engelszungen den Gemeinden eine Ermäßigung in den verschiedenen Freizeiteinrichtungen der Gemeinden abzuringen. Herr Landeshauptmann, Sie werden sich nicht mehr daran erinnern, ich habe Sie bei einer Ausschuß-Sitzung darauf aufmerksam gemacht und habe damals gesagt, Herr Landeshauptmann, wer wird das zahlen, es werden die Gemeinden wieder zur Kasse gebeten. Sie haben das sehr scharf bestritten, heute haben wir die gleiche Methode und wir sind der Meinung, meine Damen und Herren, das Familiengesetz wird solange eine Hülse ohne Inhalt bleiben, solange man sich nicht vom Lande dazu entschließt, die Leistungen, die die Gemeinden dann erbringen werden, den Gemeinden auch zu refundieren. Und, meine Damen und Herren, schauen Sie, wie rasch und überstürzt dieses Gesetz eingebracht wurde, zeigt ja auch noch, daß in diesem Serviceheftchen jetzt drinnen steht, die Familie hat sich zur Gemeinde zu begeben, hat dort ihre Unterlagen mitzubringen, die Gemeinde hat zu prüfen, hat den Antrag an das Land einzuschicken. Herr Landeshauptmann, bis heute hat man es nicht einmal der Mühe wert gefunden, die Gemeinden zu ersuchen, hier mitzuarbeiten. Ein Brieferl, daß die Bürgermeister das machen sollen, hätten Sie wenigstens der Mühe wert finden müssen, daß man den Gemeinden sagt, das Land führt jetzt dieses Gesetz durch, wir wollen einen Familienpaß herausgeben, wir würden die Gemeinden um ihre Mitarbeit ersuchen. Nicht einmal das war Ihnen die Mühe wert. (Abg. Stangl: Auch die Familienorganisation nicht!) Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Bilanz der Österreichischen Volkspartei ist davon gekennzeichnet.

Der Kollege Kellner ist so ein Meister des Herunterspielens, (Abg. Keusch: Des Aufschaukelns auch!) manchmal spielt er etwas hoch, aber wenn es um Beträge geht, die der Österreichischen Volkspartei unangenehm sind, dann versucht er das herunterzuspielen. Er redet von Wien, er redet nicht von der Stadt Wien und dem Land Wien, in dem eine Riesengemeinde ihre Öffentlichkeitsarbeit durchzuführen hat. (Abg. Ing. Kellner: St. Pölten!) Herr Kollege Kellner, man müßte ja dann die ganzen Aktivitäten der niederösterreichischen Gemeinden auf dem Sektor des Fremdenverkehrs und das alles dazuzählen, wenn Sie Wien mit Niederösterreich vergleichen wollen. Diese Öffentlichkeitsarbeit (LHSt. Dr. Pröll: Wie ist das bei St. Pölten?) gilt in erster Linie (Ruf bei der SPÖ: Das ist ein Amtsblatt. Das weiß der Pröll nicht!) der Imagewerbung für den Landeshauptmann. Meine Damen und Herren, damit wir uns nicht mißverstehen, wir sind dafür gewesen, daß für dieses Land eine Imagewerbung durchgezogen wird. Und das Schildchen „Niederösterreich, ein schönes Stück Österreich“ tragen wir fast alle. Aber, Herr Kollege Kellner, wenn Sie vor 5 Jahren einen Mistelbacher gefragt hätten, wo er her ist, hätte er Ihnen vor 5 Jahren genauso geantwortet, aus Mistelbach, so wie er das heute tut. (Beifall bei der SPÖ.)

Für diese Imagewerbung, meine Damen und Herren, wird in Niederösterreich nun seit 1981 ein Betrag von etwa 30 Millionen für Inserate ausgegeben. Zusätzlich, meine Damen und Herren, werden auch noch für Plakate von den verschiedenen Abteilungen Beträge ausgegeben und der Herr Landeshauptmann hat uns einmal auf Grund einer Anfrage eine Aufstellung gegeben. Da steht, allein vom 5. 5. 1981 bis 21. 12. 1982 der Betrag von über 16 Millionen zusätzlich. Man kann sich das ja vorstellen, eine Plakataktion kostet etwa 1,8 Millionen. Vielleicht kriegen Sie es billiger, Herr Landeshauptmann, von der Österreichischen Volkspartei aus, vielleicht. Was es dem Land kostet, wissen wir ja nicht, weil Sie das ja meistens nicht vorlegen. Sie sind ja einer, der sich an die verschiedenen Bestimmungen, die es zwar für Gemeinden gibt, die es für die Referate gibt, nicht immer hält, denn Sie haben ja bis heute noch keinen Vertrag mit der Werbefirma vorgelegt, Herr Landeshauptmann. Einmal haben Sie gesagt, es gibt keinen, dann haben Sie wieder gesagt, heuer haben wir noch keinen, nächstes Jahr können wir darüber reden. Alle diese Dinge fallen mir ein, wenn Sie Zwischenrufen, Herr Landeshauptmann. (LH Mag. Ludwig: Ich rufe nicht dazwischen!) Ich wollte mich gar nicht so auslassen über diese Dinge, aber so wurden seit 1981 über 100 Millionen Schilling ausgegeben. Die gleiche Werbefirma, die für das Land arbeitet - ich habe das schon einmal gesagt, man kann es aber nicht oft genug sagen – arbeitet doch für die Landes-ÖVP mit dem offensichtlich gewollten Effekt, daß die Menschen durch die frappante Ähnlichkeit der Inserate und Plakate zwischen ÖVP-Inserat und Landesinserat nicht unterscheiden können. Ich habe wiederholt die Frage gestellt, wer von diesem Zusammenspiel Vorteile hat. (Abg. Ing. Kellner: Wie fragt man denn das, bitte?) Ich habe bis heute keine Antwort enthalten. Bisher gibt es angeblich keine Verträge, keine Offerte verschiedener Firmen, manchmal auch keine Beschlüsse der Landesregierung, manche müssen nachgeholt werden. Hier werden, meine Damen und Herren, einfach öffentliche Steuermittel für das Image, nicht für das Image des Landes, für das Image des Landeshauptmannes eingesetzt. (Beifall bei der SPÖ.) Hier wird eine Verschwendungspolitik mit öffentlichen Mittel betrieben, hier wird das Geld mit vollen Händen hinausgeworfen, hier wird mit öffentlichen Mitteln parteipolitische Propaganda en gros betrieben, hier wird seit 1981 - Herr Kollege Kellner, nicht wir tun das - ein Wahlkampf geführt, der seit diesem Zeitpunkt nicht mehr abgerissen ist. Sie treiben seit 1981 einen Wahlkampf. (Beifall bei der SPÖ.) 30 bis 40 Millionen werden jährlich hier aufgewendet. Meine Damen und Herren, man macht sich ja seine Gedanken darüber, wie man sie zweckmäßig verwenden könnte. Für die Wirtschaft als Zinsenzuschuß verwendet und zwar in der Form, wie er bei den verschiedenen Förderungsaktionen mit etwa 5% üblich ist, würden diese 30 bis 40 Millionen die Förderung eines Investitionskapitals von 200 bis 400 Millionen ermöglichen. Das sollten sich unsere Gewerbebetriebe einmal überlegen, welche Summen hier hinausgeschleudert werden, sie sollten sich das dann überlegen, wenn sie sich bei der Landesregierung anstellen müssen, um einen Zinsenzuschuß für einige 100.000 Schilling aus der Wirtschaftsförderung zu erhalten.

Diese nun von der ÖVP, meine Damen und Herren, vorzeitig beendete Legislaturperiode ist aber auch davon besonders geprägt, daß sich diese Partei - ich kann Ihnen das nicht ersparen, Herr Landeshauptmann - mit sehr vielen Themen, Problemen und mit einer Selbstverteidigung auf lange Zeit zu beschäftigen hatte. Der Ankauf der Operngasse und der Verkauf des Ballhausplatzes - da gibt es ein Buch vom verspielten Ballhausplatz, das ist allerdings interessanter als die Geschichte des Ballhausplatzes aus der Sicht des Niederösterreichischen Landesbürgers - war nur ein Teil des Hyposkandals, in den, das muß ich feststellen, ausschließlich ÖVP-Funktionäre verwickelt waren. Die Verbindung der Niederösterreichischen Volkspartei zu dunklen Geldquellen aus der WBO und die Querverbindungen zu einem Verlag finden schließlich ihren Niederschlag im Rücktritt des Landesparteisekretärs. Die weitere Entwicklung, meine Damen und Herren, möchte ich Ihnen ersparen. Darüber wurde in den letzten Wochen sehr viel geschrieben. Auch der kommende Rechnungshofbericht über die Gebarung des Landes wird sich sicher noch einmal mit der Landeshypothekenanstalt zu befassen haben und die Haltung der Sozialisten, die wir damals eingenommen haben, genauso bestätigen wie das, was im WBO-Prozeß von der ÖVP zuerst heftigst bestritten wurde, wobei wir als die Bösen hingestellt wurden.

Wenn wir Bilanz ziehen, meine Damen und Herren, gab es eine Fülle von Anträgen und Anfragen in dieser Gesetzgebungsperiode. Unsere Bemühung war, durch Anträge und auch durch Anfragen eine saubere Verwaltung in Niederösterreich zu erreichen. Und wenn Sie heute, Herr Landeshauptmann, Bilanz ziehen, dann gab es seit Ihrem Amtsantritt als Landeshauptmann sehr viel Show, sehr viel Optik und noch mehr Propaganda, die aber jene für die ÖVP so unangenehmen Entwicklungen, die Aneinanderreihung von Skandalen in Niederösterreich in sehr kurz aufeinander folgenden Abständen, nicht überdecken konnten. Die Befassung der Landesregierung und des Landtages mit diesem Thema hat wertvolle Zeit, die für eine produktive Arbeit viel nützlicher hätte angewendet werden können, in Anspruch genommen. Zurück bleibt das Mißtrauen in Anbetracht des Umstandes, daß manches zumindest vorläufig im Dunkel geblieben ist. Zurück bleibt eine große Zahl von Problemen, die mit den Methoden der Optik und der Propaganda allein nicht lösbar sind. Was wir für die kommende Zeit brauchen, meine Damen und Herren, ist eine ehrliche Politik, die für die Menschen glaubhaft ist. Nur das kann die Grundlage einer erfolgreichen Politik für die Zukunft sein.

Mit der parteipolitisch motivierten Vorverlegung der Landtagswahl tun Sie den Niederösterreichern nichts Gutes. Bis ins Frühjahr 1984 hätte man nämlich noch sehr viele Probleme lösen können, auch wenn Sie, Herr Klubobmann Kellner, in einer Pressekonferenz gesagt haben, nur politisch Brisantes ist übrig geblieben und die Bauordnung. Wozu sind wir denn da? Wir hätten uns eben mit diesen politischen brisanten Themen zu befassen gehabt. Das ist doch unsere Aufgabe in der Politik, nicht nur Angenehmes, nicht nur vor die Wähler hinzutreten, was wir alles tun. Was wir tun, ist manchmal schwierig und es ist trotzdem erst recht zu tun, wenn es schwierig ist. Wir Sozialisten, meine Damen und Herren, können Ihrem Antrag auf vorzeitige Auflösung und somit der vorzeitigen Zerstörung der Zusammenarbeit nicht zustimmen. Sie werden diesen Beschluß auch zu verantworten haben. (Anhaltender Beifall bei der SPÖ.)

PRÄSIDENT REITER: Zum Worte gemeldet ist Herr Landeshauptmann Ludwig.

Landeshauptmann LUDWIG: Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der allen Fernsehteilnehmern bekannte Wahlhochrechner Professor Bruckmann hat in einem Vortrag einmal gesagt, wär die Zukunft nicht gestaltbar, dann gäbe es keine Politik. In diesem Sinne ist daher die Frage, was uns die Zukunft bringen werde, falsch gestellt. Das, was uns die Zukunft bringen wird, wird zumindest teilweise von unserem eigenen Verhalten abhängen.

Am Ende der derzeitigen Legislaturperiode können wir in Niederösterreich mit gutem Gewissen feststellen, daß wir Politik so verstanden haben, wie Professor Bruckmann gemeint hat, nämlich als bewußte Gestaltung der Zukunft. Auch Landespolitik ist in diesem Sinne nicht bloß pragmatische Politik, sondern handfeste Gesellschaftspolitik. Sie realisiert die Grundsätze der im Landtag vertretenen Parteien bzw. des gemeinsamen Programmes, das sie erstellen.

Am Ende der Gesetzgebungsperiode, also am Vorabend von Neuwahlen, könnte leicht der Eindruck entstehen, die verschiedenen Parteien lägen einander dauernd in den Haaren und Politik sei letztlich nichts anderes als permanenter Streit. Eine objektiv erstellte Bilanz kommt jedoch zu der erfreulichen Feststellung, daß in Niederösterreich Kooperation letztlich größer geschrieben wurde als Zwietracht. Ich denke dabei an die Tatsache, daß weit über 95% der Beschlüsse in der Regierung und im Landtag einvernehmlich gefaßt wurden. Weit bedeutsamer erscheint mir, daß das am 12. Jänner 1981 geschlossene Parteienübereinkommen, das eine Zusammenarbeit ÖVP und SPÖ während der Legislaturperiode vorsieht, im Großen und Ganzen eingehalten wurde. Mit dieser Vereinbarung bekundeten die beiden Parteien ihre feste Absicht, ein Optimum an Leistung für Niederösterreich und seine Menschen zu erbringen. In der Präambel dieser Vereinbarung bekennen sich ÖVP und SPÖ zur Absicht, durch Konzentration auf sachliche politische Argumente und durch Einhaltung der Gebote der Fairneß die Landespolitik bewußt zu versachlichen und dadurch das Ansehen der Demokratie zu heben. Die Tatsache, daß manche Töne, die auch in der heutigen Sitzung angeschlagen wurden, diese Vereinbarung Lügen zu strafen scheinen, vermag jedoch nichts daran zu ändern, daß in den letzten Jahren durch gemeinsame Anstrengungen eine solche Basis für ein schönes Stück Zukunft geschaffen wurde.

Die Kooperation, die am 12. Jänner 1981 vereinbart wurde, ist umfassend. So wurde auch expressis verbis eine gemeinsame Vertretung der Interessen gegenüber dem Bund festgelegt. Die praktische Konsequenz des Abkommens waren der erfolgreiche Abschluß der Verhandlungen über die Realisierung eines Verkehrsverbundes und der Abschluß des Staatsvertrages nach Artikel 15 a der österreichischen Bundesverfassung.

Weil ich mich nach wie vor zur Zusammenarbeit bekenne, begrüße ich es auch, daß der Wahlkampf diesmal nicht länger als 4 Wochen dauern wird. Monatelange Auseinandersetzungen, die uns bis zu einer Wahl im April nicht erspart geblieben wären, können wir uns einfach nicht leisten, weil wir die Kooperation heute notwendiger denn je zuvor brauchen und sie daher nicht einer unnötigen schweren Belastungsprobe aussetzen dürfen. Der Wahltermin am 16. Oktober bedingt weiters, daß die Wahlwerbung und die Wahl selbst in die letzte Phase der Sommerpause des Landtages fallen, was bedeutet, daß die politische Arbeit praktisch überhaupt nicht unterbrochen wird. Dies ist umso wichtiger, als vor allem die Sicherung von Arbeitsplätzen für junge Menschen und die Erhaltung der Arbeitsplätze sowohl in den traditionsreichen Industriegebieten als auch in den Klein- und Mittelbetrieben, im Gewerbe und in der Landwirtschaft keinen Aufschub dulden. Diese Feststellung scheint mir außerordentlich bedeutsam. Ich sage es Ihnen, meine sehr verehrten Damen und Herren, ganz offen, ich könnte nicht Wochen- ja monatelang Wahlkampf führen, wenn ich weiß, daß tausende unserer jungen Menschen keinen Arbeitsplatz finden. (Beifall bei der ÖVP.) Ich könnte nicht ein dreiviertel Jahr lang den Schwerpunkt auf die politische Wahlwerbung legen, wenn ich mit ansehen muß, daß der letzte verstaatlichte Betrieb in unserem Lande, nämlich das VEW-Werk in Ternitz, entgegen allen Rationalisierungsgutachten langsam aber sicher stillgelegt wird. (Beifall bei der ÖVP.) Ich hätte kein gutes Gewissen, wenn ich einen erheblichen Teil meiner Zeit für Wahlkonvois reservieren müßte, während immer mehr Menschen von immer größeren Sorgen geplagt werden. (Beifall bei der ÖVP.)

Es muß das Interesse aller Mitglieder der Landesregierung und aller Abgeordneten dieses Hauses sein, daß der Landtag bald nach der Sommerpause wieder voll arbeiten kann, daß die beiden großen Parteien ihre Kräfte nicht in monatelangen Auseinandersetzungen gegeneinander vergeuden, sondern so rasch wie möglich für die Gestaltung der Zukunft vereinen und daß rechtzeitig auch für 1984 ein arbeitsplatzsicherndes und ein investitionsförderndes Budget erstellt werden kann. Ich fühle mich deshalb berechtig, zu allen Mitgliedern der Landesregierung und des Landtages zu sprechen, weil ich davon überzeugt bin, daß die sozialistische Fraktion heute ebenso denkt wie vor viereinhalb Jahren. Dr. Brezovszky, damals noch Klubobmann, sagte jedenfalls am 18. Jänner 1979, ich zitiere wörtlich: „Je eher die Erneuerung des Landtages durch eine Landtagswahl stattfindet, umso besser ist es für das Bundesland und die Bevölkerung, weil ja nach den Wahlen auf Grund des Verhältniswahlrechtes wieder die Landesregierung zu wählen sein wird und weil dann wieder in allen Einrichtungen des Landes, in allen zuständigen Körperschaften die Arbeit für das Land fortgesetzt werden kann.“
Hohes Haus, meine sehr verehrten Damen und Herren! Die letzte Sitzung dieser Legislaturperiode ist ohne Zweifel ein Anlaß, der Bevölkerung Rechenschaft zu legen, Rechenschaft darüber, ob wir das realisiert haben, was wir uns am Beginn der Legislaturperiode vorgenommen haben. Es ist zwar 1979 nicht wie beabsichtigt zu einer gemeinsamen Regierungserklärung gekommen - es wäre müßig, heute die Frage nach dem Warum zu stellen, über das, was in diesem Landes zu tun ist, herrschte jedoch weitgehend Übereinstimmung.

Diesmal kommt der Bilanz besondere Bedeutung zu, weil mit der nun zu Ende gehenden Gesetzgebungsperiode auch die dritte Phase der Nachkriegsentwicklung in unserem Bundesland bereits begonnen hat. Stand in den ersten zwei Dezennien nach 1945 verständlicherweise der Wiederaufbau im Vordergrund und ging es in den Jahren von 1965 bis 1979 primär um den Bau des neuen und modernen Niederösterreich, so lautete der Auftrag an alle, die seit der letzten Landtagswahl in diesem Lande Verantwortung tragen, die zu sehr technokratisch gewordene Politik stärker zu vermenschlichen. Deshalb sagte ich auch unmittelbar nach meiner Wahl zum Landeshauptmann am 22. Jänner 1981 von dieser Stelle aus, wir sollten alle künftigen Maßnahmen nach folgenden Kriterien prüfen: Dienen sie wirklich den Menschen, sind sie geeignet, mehr Lebensqualität zu sichern, mehr Lebensfreude und Lebenschancen in dieses Land zu bringen?

Wenn wir nun heute Bilanz ziehen, glaube ich vorweg eine erfreuliche Tatsache feststellen zu können. Wir haben ein sicheres Fundament für eine menschliche Zukunft in unserem Heimatland gelegt. Die Arbeit in den vergangenen viereinhalb Jahren ist eine gute Ausgangsbasis für ein weiteres erfolgreiches Wirken bis zur Jahrtausendwende. 
Ein entscheidendes Ergebnis dieser Legislaturperiode sind ohne Zweifel mehr Rechte und mehr Möglichkeiten der Mitbestimmung für alle Landesbürger. Seit 1. Juli 1981 sind nämlich die Ausführungsgesetze der neuen Landesverfassung in Kraft. Niederösterreich ist das einzige Bundesland, in dem nun auch Repräsentanten der Jugend, der Familien und der Senioren die Chance haben, auf Gesetze, die diese Bevölkerungsgruppen unmittelbar berühren, direkten Einfluß zu nehmen. Darüber hinaus haben sowohl die Landesbürger als auch die Gemeinden echte Möglichkeiten, Einfluß auf die Landespolitik auszuüben und zwar auch zwischen den Wahltagen. Sie können die Außerkraftsetzung beschlossener Gesetze ebenso verlangen wie durch ein Volksbegehren neue Initiativen einleiten und zwar nicht nur im Bereich der Gesetzgebung, sondern auch im Bereich der Verwaltung. Nicht zuletzt haben alle Landesbürger die Möglichkeit, zu allen wichtigen Gesetzesvorlagen der Landesregierung Stellung zu nehmen. 
Eine logische Konsequenz des Versprechens, die Politik zu vermenschlichen, muß mehr Bürgernähe sein. Das ist nur möglich, wenn man den Bürgern entgegen kommt, sowohl bildlich als auch räumlich. Deshalb habe ich mich entschlossen, alljährlich in jedem Bezirk einen Sprechtag abzuhalten. den Landesbediensteten bin ich dafür dankbar, daß sie sich bereitgefunden haben, einmal in der Woche auch Dienststunden am Abend abzuhalten, um den Berufstätigen in unserem Lande entgegenzukommen. In diesem Zusammenhang möchte ich auch den einstimmigen Beschluß des Landtages erwähnen, der den Tätigkeitsbereich des Ombudsmannes auch auf Niederösterreich ausdehnt, sowie die Beratungsstellen beim Amte der Landesregierung und bei allen Bezirkshauptmannschaften.

Niederösterreich ist das erste und bisher einzige Bundesland, das die Rechtsbereinigung nicht nur in Angriff genommen, sondern auch abgeschlossen hat.

Der geplante Verkehrsverbund, der für 10.000 Menschen das Leben angenehmer machen wird, ist abgeschlossen und wird 1984 mit Beginn des Sommerfahrplanes wirksam werden. Ich glaube, wir alle sind glücklich darüber, daß es nach jahrelangen Verhandlungen endlich gelungen ist, eine Vereinbarung zu treffen, zu der alle Beteiligten mit gutem Gewissen bedingungslos ja sagen können.

Ein weiteres Vorhaben, das für viele unserer Landesbürger von entscheidender Bedeutung ist, nämlich der Abschluß des Staatsvertrages nach Artikel 15 a der Bundesverfassung, konnte ebenfalls in dieser Gesetzgebungsperiode realisiert werden. Vor allem wollen Bund und Land die Arbeitsplätze in den Problemgebieten sichern. Als erfreulich möchte ich verzeichnen, daß es im Rahmen dieser Vereinbarung auch gelungen ist, ein Jahrhundertprojekt, nämlich den Bau des Marchfeldkanals, in Angriff zu nehmen.

Ein Schwerpunkt der Landespolitik war in der jetzt zu Ende gehenden Legislaturperiode die Förderung der Gemeinden, für die das Land im Durchschnitt jährlich mehr als 2 Milliarden Schilling zur Verfügung stellt. Die Bedarfszuweisungen sowie die Landesbeiträge an den Krankenanstaltenfond und den Wasserwirtschaftfond, die letztlich ebenfalls den Gemeinden zugute kommen, sind in diesem Betrag nicht inbegriffen. Das Land ist auch echt daran interessiert zu erreichen, daß künftighin die Gemeinden bei den Verhandlungen über den Finanzausgleich als gleichberechtigte Partner anerkannt werden. Nur im Rahmen der Verhandlungen über einen neuen Finanzausgleich kann auch das Problem der Landesumlage gelöst werden. Im übrigen ist Niederösterreich das einzige Bundesland, in dem durch Gesetz festgelegt ist, daß die Mittel aus der Landesumlage ausschließlich für die Förderung der Gemeinden verwendet werden dürfen.

Ein ganz wesentliches Ergebnis dieser Legislaturperiode war das neue Modell für die Wohnbauförderung. Da gleichzeitig zusätzliche Mittel für die Wohnbauförderung flüssig gemacht wurden, ist Niederösterreich das Bundesland mit den kürzesten Wartezeiten für die Gewährung von Förderungsmitteln. Niederösterreich ist auch das einzige Bundesland, in dem die Rückzahlung von Wohnbaudarlehen für die Zeit der Arbeitslosigkeit ausgesetzt ist. Trotzdem wird sich auch der Landtag, der am 16. Oktober neu gewählt wird, wieder mit der Wohnbauförderung beschäftigen müssen, denn gerade auf diesem Sektor ist es immer wieder von neuem notwendig, Verbesserungen zu überlegen und Verbesserungen vorzunehmen. Die nächste Reform wird ohne Zweifel in erster Linie auf eine Vereinheitlichung der bestehenden Bestimmungen abzielen müssen.

Ein weiterer Schwerpunkt war und bleibt der Umweltschutz. Wer sich heute in Niederösterreich etwas näher umsieht, wird feststellen können, daß dieses Land trotz der enormen technischen Entwicklung noch immer ein schönes und liebenswertes Stück Österreich darstellt. Dies war nur möglich, weil Legislative und Exekutive der Erhaltung einer gesunden Umwelt Vorrang zuerkennen. Dem Landtag muß jährlich ein Bericht über sämtliche Maßnahmen, die der Erhaltung der gesunden Umwelt dienen, vorgelegt werden. Niederösterreich ist auch das einzige Land, in dem es bereits seit 1974 eine Umweltschutzanstalt und seit einem Jahr eine Akademie für Umwelt und Energie gibt. (Beifall bei der ÖVP.)
In Niederösterreich wird den Erfordernissen des Umweltschutzes auch in der Energiepolitik voll Rechnung getragen. In Dürnrohr entsteht das erste kalorische Kraftwerk in Österreich, dem eine hundertprozentige Erfassung der Rauchgase vorgeschrieben ist. Beweise dafür, daß ein vernünftiger Kompromiß zwischen den Erfordernissen der Energiepolitik und jenen des Umweltschutzes durchaus möglich ist, haben wir im Kamptal und im Ispertal geliefert. Die grundlegende Voraussetzung für alle Erfolge in der Landespolitik war das unbeirrte Festhalten an einer soliden Finanzpolitik. Es blieb zwar auch dem Land nicht erspart, mehr Schulden zu machen, aber sie haben niemals die verantwortbare Grenze überschritten. Vor allem konnten wir in jedem Jahr mehr als ein Drittel der Budgetmittel für arbeitsplatzsichernde Investitionen zur Verfügung stellen. (Beifall bei der ÖVP.)

Die Förderung des Landes kommt allen Bereichen der Wirtschaft, der Industrie ebenso wie den Klein- und Mittelbetrieben, der Landwirtschaft und dem Fremdenverkehr zugute. Deshalb konnte auch Niederösterreich seine Position als führendes Industrieland halten. Rund ein Viertel der gesamtösterreichischen Produktionswerte entfällt auf unser Bundesland. All dies wäre nicht möglich gewesen, wenn wir eines augenblicklichen Scheinerfolges wegen die verfügbaren Mittel in Betriebe gesteckt hätten, die auf Grund einer veralteten Struktur keine Zukunft mehr haben können. Der Weg, den wir gehen wollen, ist durch den Beschluß des Landtages gekennzeichnet, die Haftung für Innovation zu übernehmen. Mit anderen Worten, wir wollen die Steuergelder so einsetzen, daß sie Ertrag bringen und nicht sinnlos verschleudert werden. (Beifall bei der ÖVP.)

Weil Niederösterreich nicht nur das Industrieland Nr. 1 geworden ist, sondern auch das Agrarland Nr. 1 geblieben ist, wird der Förderung der Landwirtschaft besondere Bedeutung beigemessen. Niederösterreich erfüllt damit auch eine staatspolitische Aufgabe. Mehr als die Hälfte der gesamtösterreichischen Anbauflächen für Getreide liegt in Niederösterreich. Mehr als ein Drittel der in Österreich benötigten Lebensmittel stammt aus unserem Bundesland. Bei Getreide, Erdäpfeln, Zuckerrüben und Wein sind es bis zu 70% und mehr. In keinem anderen Bundesland wird die Entwicklung von Alternativprodukten so forciert wie in Niederösterreich, und daß sich das Land für die Landwirtschaft verantwortlich fühlt, hat es erst vor kurzem neuerlich unter Beweis gestellt. Ich meine damit die Initiative, zusätzlichen Lagerraum für 480.000 hl Wein zu schaffen, um den 10.000 Familien, die vom Weinbau leben, wenigstens einen Teil ihrer Sorgen abzunehmen und zur Stabilisierung des Weinpreises beizutragen. (Beifall bei der ÖVP.)

Der Landwirtschaft kommen auch Vorfinanzierungen für den Ausbau des Telefonnetzes, die Übernahme von zwei Dritteln der Kosten für den Ausbau der Güterwege und die Subventionierung der Viehexporte, die Jungübernehmerkredite, die zusätzliche Bergbauernförderung sowie die Sonderprogramme für die Problemgebiete zugute.

Ein Schwerpunkt der Landespolitik ist es und muß es auch in Zukunft sein, sichere Arbeitsplätze für alle Schulabgänger zu schaffen. (Beifall bei der ÖVP.) Daß dies bisher weitgehend möglich war, ist vor allem auf die Dominanz der Klein- und Mittelbetriebe in unserem Bundesland zurückzuführen. Von den insgesamt mehr als 34.000 Betrieben gibt es nur ein rundes Dutzend mit mehr als tausend Beschäftigten. Zur Erhaltung des hohen Beschäftigungsniveaus haben nicht unwesentlich die Vorfinanzierungen des Landes und der Gemeinden für Projekte des Bundes beigetragen.

Dieselbe Feststellung gilt auch für den konsequenten Ausbau und die Instandhaltung des Straßennetzes. Bedauerlicherweise fließen die Mittel für den Ausbau des Autobahn- und Bundesstraßennetzes immer spärlicher. Viele Menschen, sagte ich unmittelbar nach der Wahl zum Landeshauptmann hier im Landtag, sehnen sich nach Überschaubarkeit und Geborgenheit. Aus dieser natürlichen menschlichen Grundtendenz ergibt sich die Bedeutung einer aktiven Familienpolitik, die gleichsam als übergeordnete Maxime unserer Gesamtpolitik anzusehen ist. Durch das Familiengesetz, das der Landtag im vergangenen Jahr beschlossen hat, wurde dieses Anliegen in die politische Wirklichkeit umgesetzt. Einige dieser Bestimmungen sind beispielhaft.

Dieselbe Feststellung gilt auch für das Jugendgesetz. Es ist das erste Gesetz in Österreich überhaupt, das in enger Zusammenarbeit mit den Betroffenen erarbeitet wurde und das in einer allgemein verständlichen Sprache abgefaßt ist. Das Ziel der Bildungspolitik in Niederösterreich ist es nach wie vor, die jungen Menschen in die Lage zu versetzen, ihre Persönlichkeit zu verwirklichen, sich beruflich durchzusetzen und an der Gestaltung des öffentlichen Lebens mitzuwirken und zu den Vorgängen in der Welt kritisch Stellung zu nehmen. Deshalb wurde bei den Schulversuchen die Tagesheimstätte forciert. Das in Niederösterreich hiefür erarbeitete Modell wurde vom Unterrichtsministerium für ganz Österreich verordnet.

Auf dem kulturellen Sektor waren die Landesausstellungen ausgesprochene Sensationen. Darüber hinaus hat das Land die bildenden Künste, die Musikpflege, die darstellende Kunst und die Festspiele in den Sommermonaten aktiv gefördert. 
Ein ansehnlicher Teil der Budgetmittel ist jährlich für Sozialleistungen vorgesehen. Es ist keine Übertreibung, von einer echten Sozialoffensive in Niederösterreich zu reden. Das Raumordnungsprogramm für das Gesundheitswesen wurde dem tatsächlichen Bedarf angepaßt. Der Bau der in diesem Konzept vorgesehenen Krankenanstalten wird konsequent durchgezogen.

Hohes Haus! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das sind nur wenige Posten aus der Bilanz, die wir anläßlich der Beendigung der Legislaturperiode ziehen können. Entscheidend sind nicht die Ziffern, die ausgewiesen werden, auch wenn sie noch so imponierend sein mögen. Entscheidend ist vielmehr, daß es möglich war, das Leben für alle Landesbürger auch in schwierigen Zeiten angenehmer und schöner zu gestalten, sodaß Niederösterreich auf vielen Gebieten die Nummer 1 in Österreich geworden ist. Landesregierung und Landtag überlassen den Frauen und Männern, die am 16. Oktober gewählt werden, ein geordnetes Erbe, ein Land, das sich mit Recht rühmt, ein schönes Stück Österreich zu sein. Der nächste Landtag, die nächste Landesregierung brauchen am Beginn ihrer Tätigkeit nicht einen Kassensturz vornehmen, eine Bestandsaufnahme machen oder vorsorglich den Konkurs anmelden, die Arbeit in diesem Hause kann kontinuierlich fortgesetzt werden. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr verehrten Damen und Herren! i In wenigen Wochen wird die Wahlwerbung voll einsetzen. Schon heute möchte ich als Landeshauptmann an alle politischen Parteien den dringlichen Appell richten, den Wahlkampf als Wettbewerb der Ideen und Leistungen zu verstehen. Ich ersuche alle, die in einer Demokratie selbstverständlichen Konfrontationen ausschließlich auf sachlicher Ebene auszutragen und persönliche Diffamierungen und Unterstellungen zu unterlassen. Wir können es uns nicht leisten, die Zusammenarbeit aufs Spiel zu setzen. Wir werden die Bereitschaft zur Kooperation in den nächsten Jahren noch dringender brauchen als in der Vergangenheit. Alle Landesbürger aber bitte ich schon heute, am 16. Oktober von ihrem Wahlrecht Gebrauch zu machen. Jeder soll die demokratische Möglichkeit nützen, durch seine Stimmabgabe die Zukunft der Heimat mitzubestimmen.

Ihnen allen, meine sehr verehrten Damen und Herren, möchte ich am Ende der Gesetzgebungsperiode ein aufrichtiges Danke für Ihre Arbeit zum Wohle Niederösterreichs und seiner Menschen sagen. Sie, die gewählten Repräsentanten des Volkes, haben das getan, was Professor Bruckmann, den ich am Beginn meiner Rede zitierte, als Sinn der Politik genannt hat, nämlich die Zukunft zu gestalten. Wenn wir Politik so verstehen, werden Niederösterreich und seine Menschen auch künftighin in diesem Bundesland gut fahren. (Lebhafter und anhaltender Beifall bei der ÖVP.)
PRÄSIDENT REITER: Zum Worte gemeldet ist Herr Landeshauptmannstellvertreter Grünzweig.

Landeshauptmannstellvertreter GRÜNZWEIG: Herr Präsident! Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Der Landtag von Niederösterreich tritt heute zu einer Sitzung zusammen mit dem Gegenstand, die vorzeitige Auflösung des Landtages zu beschließen. Die beiden Klubobmänner haben ausführlich über die legistische Arbeit hier im Hause Resumé gezogen, und auch der Herr Landeshauptmann hat in einer sehr ausführlichen Darstellung über die Inhalte der Politik im Land Niederösterreich berichtet. Darf ich von meiner Seite aus noch einige Anmerkungen zu der Situation machen, wie wir sie sehen. 

Zunächst zu einer Äußerung des Herrn Klubobmannes Kellner im Zusammenhang mit der Einbringung der Dienstgesetze für die Gemeindebediensteten, weil sich der Herr Landesrat Höger nicht zu Wort melden wird. 
Wenn mit etwas Zynismus hier verkündet wird, daß sich diese Vorlagen nicht im Landtag befinden, so ist das damit zu begründen, daß die Mehrheit der Landesregierung in der letzten Sitzung die Zuleitung an den Landtag abgelehnt hat. (Abg. Ing. Kellner: in der letzten Sitzung!)

Bitte, der Herr Landesrat Höger konnte ja mit Fug und Recht nicht annehmen, daß dieser Landtag vorzeitig aufgelöst wird, und daher hat er diese Vorlage vorbereitet. Wenn der Herr Landeshauptmann und die Mehrheit hier einen sehr formalen Grund für die Ablehnung gefunden haben, so möchte ich den nicht weiter kommentieren, sonst müßten wir uns in der Sache selbst unterhalten, und ich glaube, das würde heute nicht sehr zielführend sein. Ich wollte das nur am Beginn festhalten, weil ich keine Schatten auf die Tätigkeit meines Kollegen Höger fallen sehen möchte.

Nun meine Version, Herr Landeshauptmann, zu der Auflösungslegende. Ich bin sehr froh, daß Sie dazu nicht Stellung genommen haben, daß das nur der Kollege Kellner gemacht hat und sich der Herr Abgeordnete Vetter in der Öffentlichkeit geäußert hat, denn wenn Sie auch gesagt hätten, daß es keine Absprache gegeben hat, hätte ich also wirklich an der Glaubwürdigkeit von politischen Funktionären meinen Zweifel gehabt. Es wäre am besten gewesen, wenn Sie halt gesagt hätten: „Wir haben unsere Meinung geändert. Wir haben zwar damals erklärt, wir lösen nicht auf, sondern wir wollen die Landtagsperiode auslaufen lassen. Nun ist aber die Situation eine andere und daher werden wir den Landtag doch auflösen.“ Die ganzen Gründe, die hier angeführt werden, sind ja eher vordergründiger Natur, sind taktischer Natur. Man sollte das Ganze eben sozusagen als Absprungsbasis deklarieren.

Schauen Sie, am Abend des 24. April kam ein Journalist von der ÖVP in den Blauen Saal und hat mir gesagt. Ich sage ihnen, und das ist drüben schon ganz klar, es wird im Oktober gewählt. Ich habe dem zunächst keine reale Bedeutung beigemessen, weil der Herr Landeshauptmann zwei Stunden später im Fernsehen eine völlig gegenteilige Aussage gemacht hat, die sich mit dem gedeckt hat, was wir vorher besprochen haben. Aus diesem Grund war ich sehr erstaunt, daß dann die Diskussion in eine andere Richtung gelaufen ist.

Eines aber, meine Damen und Herren, müssen Sie uns schon zugestehen, daß wir ja durch die Erfahrung gelernt haben. Nachdem ich fünf Perioden in diesem Haus verbracht habe und in der Zwischenzeit einige solche Anlaßfälle schon von uns zu bewältigen waren, war es uns klar, daß es jetzt nur darum geht, nicht zu sehr überrascht zu werden, wenn es zu einer anderen Entscheidung kommt. Daher haben wir nicht schön brav die Hände auf die Bank gelegt und gewartet, was die ÖVP nun mit uns vorhat, sondern haben doch eine sehr klare Politik der Information gemacht, eine Politik der Information, die von der österreichischen Volkspartei schon Jahre hindurch gemacht wurde und die von uns selbstverständlich erwartet hat, daß wir das zur Kenntnis nehmen, und das soll ein Grund sein, daß der Landtag vorzeitig aufgelöst wird!

Ich glaube, Sie sind selbst der Auffassung, daß das sehr wenig stichhältig ist. Es gibt also keinen wie immer gearteten seriösen Grund, diese Entscheidung zu treffen, denn allein der Umstand, daß sich die ÖVP vielleicht jetzt nicht mehr so stark fühlt, sich aber bei einem Herbsttermin größere Wahlchancen ausrechnet, das veranlaßt uns noch nicht, von einer einmal getroffenen Absprache, Übereinkunft, wie immer Sie es nennen wollen, abzugehen. Das ist unsere Situation, meine Damen und Herren, und wenn Sie hier, wie gesagt, andere Hintergründe haben, dann hätten Sie das ruhig sagen können.

Nun darf ich einen ganz kurzen Versuch machen, diese Landtagsperiode in die landespolitische Situation einzuordnen. Ich möchte nur in einigen Anmerkungen ausholen. Die Zeit zwischen 1945 und 1955 stand ja bekanntlich im Schatten der unmittelbaren Nachkriegserlebnisse und der Besetzung des Landes durch die Sowjetmacht. Der Wiederaufbau des Landes aus Schutt und Trümmern war damals die Aufgabe, die sowohl den Landesbürgern und erst recht den Politikern gestellt war. Diese Besatzungsmacht war wohl eine Klammer, die auch die Politiker aller Parteien zusammenhielt. Erst nach 1955 ging man daran, den sehr starken Rückstand, den Niederösterreich durch die Ereignisse aufzuweisen hatte, nach und nach aufzuholen. In dieser Phase, ich spiele bewußt darauf an, meine Damen und Herren, fällt gerade in der Landesentwicklung ein sehr starker Rückschlag durch die notwendigen Anstrengungen, die wir alle machen mußten, um Vorgänge und Zustände in den Landesgesellschaften NEWAG und NIOGAS zu sanieren und für das Land weiteren Schaden hintanzuhalten.

Wenn man bedenkt, daß damals 1.200 Millionen Schilling, also 1,2 Milliarden Schilling, das war Ende der 50er Jahre eine nicht vorstellbare Summe, dem Lande widmungswidrig entzogen worden sind, kann man sich vorstellen, wie stark eigentlich der Rückschlag in der Landesentwicklung gewesen ist, der damals festzustellen war.

Die nächsten beiden Perioden gehörten wohl, so kann man heute rückschauend sagen, zu den erfolgreichsten der niederösterreichischen Landespolitik. Es setzte eine wirtschaftliche Konsolidierung ein und Niederösterreich wurde, das ist ja heute schon wiederholt zitiert worden, nach und nach Industrieland Nr. 1 und hat seine Position als Agrarland erster Ordnung weiterhin behalten. In dieser Zeit begann ja auch die Periode weitgreifender Reformen. Schon Mitte der 60er Jahre wurde ein umfangreiches Reorganisationskonzept auf dem Gebiete der Pflichtschulen erstellt und nach und nach durchgeführt. Das Gegenstück dazu war die große Kommunalstrukturreform, die unsere kommunale Landschaft ganz entscheidend verändert hat. Wenn man rückschauend diese Dinge betrachtet, so muß man schon feststellen, daß damals sicher großer Mut und Zähigkeit dazugehörten, diese weitblickenden Reformpläne zu verwirklichen, vielleicht weil auch die Zeit dafür reif geworden war, wie überhaupt vieles möglich ist, wenn man den richtigen Zeitpunkt abwartet und dann eben energisch zupackt, wie das geschehen ist. 
Ein neuer Höhepunkt im legistischen Bereich war in der vorgehenden Periode festzustellen, nämlich durch die umfangreiche Reform der Landesverfassung. Es fanden neue Elemente der Demokratie in dieser Verfassung Eingang.

Mit der Landtagswahl 1979 begann dann eben eine ganz neue, vor allem personelle Aera in der Landespolitik. Mein Vorgänger Hans Czettel schied bekanntlich durch Tod aus, und Landeshauptmann Maurer fiel den internen Reorganisationsmaßnahmen der Österreichischen Volkspartei zum Opfer, (Unruhe bei der Volkspartei.) nachdem man in erster Linie ihm den Verlust der beiden verlorengegangenen Landtagsmandate angelastet hat.

Ich möchte jetzt sehr emotionslos sagen, meine Damen und Herren, die Sozialistische Partei hat in sehr loyaler Weise die personellen Veränderungen zur Kenntnis genommen und dem neuen Landeshauptmann einen Vertrauensvorschuß gegeben. Nun kam es aber gerade in der letzten Periode wiederum zu sehr großen, sehr schweren Unzukömmlichkeiten im Zuständigkeitsbereich von ÖVP-Funktionären und nicht zuletzt auch des Herrn Landeshauptmannes. Der Rechnungshofbericht über die Landeshypothekenanstalt, er zeigte sehr grobe Mißstände auf, die von der Mehrheit gedeckt wurden, indem sie einem Mißbilligungsantrag gegen den damaligen Regierungskommissär, den jetzigen Landeshauptmann, einfach nicht die Zustimmung gegeben hat. Damit, meint er, wären die Ereignisse vom Tisch gewischt, wären die Ereignisse weg. Das sind sie deswegen nicht, weil die Landeshypothekenanstalt diesen Schaden nach wie vor zu tragen hat und damit das Bundesland Niederösterreich, und das sind sie deswegen nicht, meine Damen und Herren, weil ja noch ein Rechnungshofbericht in Aussicht ist, der im Rohbericht der Landesregierung bereits zugeleitet wurde, wo diese Dinge aus der Sicht der Landesverwaltung und ihrer Aufsichtspflicht, die sie ureigens wahrgenommen hat, noch einmal zur Sprache kommen.

Die Ereignisse rund um die WBO haben eine neuerliche Belastung des Verhältnisses zwischen den beiden Parteien im Landtag gebracht. Auch hier, darf ich noch mit aller Deutlichkeit festhalten, haben wir uns in jeder Phase größte Zurückhaltung auferlegt. Letztlich aber mußten wir, nachdem es zu einem Gerichtsurteil gekommen ist, das steht nunmehr im Raum, fordern, daß politische Konsequenzen zu ziehen sind. Ich bin immer wieder der Auffassung, daß Politiker in diesen Fragen überfordert sind, daß sie gar nicht die Möglichkeit haben zu recherchieren, daß sie gar nicht die Möglichkeit haben, in diese komplizierten Zusammenhänge Einsicht zu nehmen. Wenn es aber einmal eine gerichtliche Entscheidung gibt, wenn ein zuständiges Organ Recht gesprochen hat, dann sind eben die Konsequenzen zu ziehen.

Trotz dieser verschiedenen Belastungen, denen die Zusammenarbeit ausgesetzt war, haben sich die Sozialisten redlich bemüht, in dieser Landtagsperiode konstruktiv im Interesse der niederösterreichischen Bevölkerung mitzuarbeiten und mit der Mehrheit zusammenzuarbeiten. Der Herr Landeshauptmann rühmt sich nicht zu Unrecht, daß 95% der Beschlüsse in diesem Haus einstimmig gefaßt wurden. Es ist nur so, daß die 5% der verbleibenden Beschlüsse sehr substantiell und doch von erhöhter politischer Brisanz sind. Es ist der normale Ablauf in jeder gesetzgebenden Körperschaft, sowohl eines Gemeinderates als auch eines Landtages und des Nationalrates, daß ja die meisten Vorlagen fachlich unbestritten sind. Bei den entscheidenden politischen Themen entzünden sich aber dann die Debatten und es kommt auch zu Mehrheitsabstimmungen.

Ich möchte auch die schon zitierte Aufstockung der Mitglieder der Landesregierung erwähnen. Ich glaube, es war ein notwendiger Schritt, der hier getan wurde. Wir bekennen uns ebenfalls dazu - diese Maßnahme ist ja einstimmig erfolgt -, nicht nur vom Arbeitsumfang her, den die Landesregierung, die Landesverwaltung heute zu bewältigen haben, sondern auch die Tatsache, daß zwei Frauen in die Landesregierung eingezogen sind, ist sehr positiv zu vermerken. Ich möchte hier bitte keine Qualifikation ausstellen, diesen Umstand aber hier doch als positiv erwähnen.

Meine Damen und Herren! Die abgelaufene Periode war legistisch nicht so ergiebig wie die vorhergehende. Es gab vor allen Dingen keine der großen Reformen mehr, die in der Vergangenheit durchgeführt worden sind. Es war uns natürlich allen klar, daß diese großen, zum Teil Jahrhundertreformen ja nicht beliebig fortzusetzen waren. Es gab hier einen Abschluß, und es mußten vor allen Dingen auch die Folgen verkraftet und verarbeitet werden.

Mein Freund Lechner hat schon über die verschiedenen legistischen Arbeiten gesprochen, ich möchte das daher sehr kursorisch machen und auf einige Punkte hinweisen, von denen ich glaube, daß sie doch bedeutungsvoll sind, und zwar im Vordergrund das schon erwähnte Jugendgesetz. Es wurden die bisherigen gesetzlichen Jugendschutzbestimmungen zu einem umfassenden Jugendgesetz abgerundet. Ich habe les selbst sehr begrüßt, daß man in einem umfassenden Diskussionsprozeß dieses Gesetz letztlich vollziehbar gemacht hat und glaube also, daß das eine sehr positive Sache ist. Weniger bin ich von dem so viel gerühmten Familiengesetz überzeugt, das doch mehr deklaratorischen Charakter hat und vor allen Dingen den eher parteipolitischen Zielsetzungen, die die Österreichische Volkspartei groß propagiert bat, gedient hat, als einem sachlichen Fortschritt in dieser Materie, wo ja die Kompetenz nur zum wenigsten auf Landesebene liegt und daher diese Fragen, wie gesagt, eher nur deklaratorisch behandelt werden konnten.

Als positiv möchte ich auch die Ausführungsgesetze zur Landesverfassung bezeichnen und darauf hinweisen, daß es gelungen ist, die Mehrheit etwa im Zusammenhang mit der Landwirtschaftskammerwahl, wo eine Wählergruppe bis zu 10% der Stimmen erreicht hat und nicht im Kammervorstand vertreten war, davon zu überzeugen, daß diese Zustände einer Demokratie unwürdig und daher unhaltbar sied. Man hat das eingesehen und es ist zu einer Novellierung der diesbezüglichen Bestimmungen gekommen. 

Als Kulturreferent darf ich doch mit einer gewissen Befriedigung darauf verweisen, daß das Kulturförderungsgesetz beschlossen wurde. Wenn der Herr Präsident heute hier einen Brief des Präsidenten der Kunstvereine verlesen hat, in dem sich dieser beim Hohen Haus bedankt, so habe ich diesen Dank ebenfalls ausgesprochen und möchte, wie gesagt, gar nicht darüber rechten, aus welchen Gründen dieses Gesetz im letzten Augenblick noch beschlossen worden ist. Die Künstler freuen sich, daß es geschehen ist.

Herr Landeshauptmann! Daß der Verkehrsverbund schon abgeschlossen ist, wie Sie es formuliert haben, ist, glaube ich, ein Trugschluß. Es ist eine Absichterklärung, daß die zweite Etappe in Angriff genommen wird, denn die Schwierigkeiten kommen erst. Die Schwierigkeiten - das wissen Sie doch selber - kommen erst, weil die Einbeziehung des Busverkehrs für das Land Niederösterreich die weitaus größere Belastung bringen wird, und daher müssen auch die Verhandlungen - das ist Ihnen ganz genau bekannt und das steht auch im Vertrag drinnen - darüber erst geführt werden, und sie sind bitte noch nicht abgeschlossen! (LHSt. Dr. Pröll: Die erste Etappe!) Die erste Etappe ist hier erreicht worden, die zweite, für Niederösterreich wesentlich schwierigere Etappe steht bevor. Ich bekenne mich aber dazu, daß diese Verhandlungen unverzüglich zu führen sind, weil es natürlich ungerecht ist, daß die Verkehrsteilnehmer, die die Bahn benützen können, den Vorteil hätten und die anderen, die einen Autobus benützen müssen, also diesen Vorteil nicht hätten. Daher muß man hier eine Lösungsmöglichkeit finden.

Unleugbarer Höhepunkt der Landespolitik war zweifellos dieser Abschluß des Artikel 15a-Vertrages mit dem Bund, der heute ja schon wiederholt zitiert worden ist. Das wurde auch von der Landespropaganda sehr deutlich und ausgiebig unterstrichen, und zwar als ausschließliches Verdienst des Herrn Landeshauptmann Ludwig. Ich möchte mich nicht allzusehr über die, fast möchte ich sagen, Penetranz äußern, mit der hier für Landeshauptmann Ludwig Propaganda gemacht worden ist. Ich möchte auch sagen, daß meines Erachtens hier die Grenzen des guten Geschmacks weit überschritten wurden und möchte in diesem Fall doch einer Legendenbildung vorbeugen. Schon mein Vorgänger Hans Czettel hat diesen Staatsvertrag zwischen dem Bund und dem Bundesland Niederösterreich vehement gefordert, und ich darf für mich in aller Form in Anspruch nehmen, daß ich in wiederholten Interventionen und zahlreichen Gesprächen dieses Problem sowohl mit dem Herrn Bundeskanzler, mit dem damaligen Herrn Bundeskanzler, als auch mit den Mitgliedern der Bundesregierung erörtert habe. Es war ja nicht so, daß der Herr Landeshauptmann der Bundesregierung und dem Bundeskanzler diesen Vertrag abgerungen hat, wie wir das immer wieder gehört haben. Eine solche Formulierung, meine Damen und Herren, liegt meines Erachtens, wenn man die Dinge genau kennt – Sie können mir schon zubilligen, daß ich das tue - fast am Rande einer Geschichtsfälschung, und der möchte ich in dem Zusammenhang doch vorbeugen. (Beifall bei der SPÖ.)
Wenn nun, meine Damen und Herren, die Planungsarbeiten für den Bau des Marchfeldkanals in Angriff genommen werden und die Kommissionen für die verschiedenen Förderungsgebiete ihre Arbeit aufgenommen haben, so sind das konkrete Schritte zur Verbesserung der wirtschaftlichen Situation in diesem Bundesland, und hier liegt meines Erachtens nach ein Schwerpunkt, von dem jede Beurteilung der Situation in diesem Bundesland auszugehen hat. Die Lage ist in Niederösterreich in dieser Periode, meine Damen und Herren, wirtschaftlich schlechter geworden. Bei allem Optimismus, der aus den Ausführungen des Herrn Landeshauptmannes zutage getreten ist, und bei all den Fortschritten in diesem Lande, wozu ich mich selbstverständlich bekenne, ist die Situation in Niederösterreich wirtschaftlich nicht besser geworden. Wenn sich die Funktionäre der Mehrheit in ihren Reden immer wieder damit brüsteten, daß Niederösterreich zum Industrieland Nr. 1 geworden sei, so ist diese Entwicklung bitte vor der Zeit Ludwigs passiert. (Unruhe bei der ÖVP. - Abg. Ing. Kellner: Ist auch ÖVP!)

Es ist in den vergangenen 15 Jahren erfolgt, vor Ludwig ist das gewesen. Es hat eine sehr starke industrielle Expansion gegeben mit allen ihren positiven und negativen Erscheinungen. Sie haben schon bemerkt, meine Damen und Herren, daß ich durchaus bereit bin, positive Leistungen nicht nur anzuerkennen, sondern habe immer wieder betont, wie sehr wir uns auch bemüht haben mitzuarbeiten. Nun gibt es aber Fakten, an denen wir nicht vorbeigehen können.

1. Die Situation in den Grenzregionen ist nach wie vor unbefriedigend. Die Abwanderung konnte nicht gestoppt werden und eine exorbitante Winterarbeitslosigkeit ist Jahr für Jahr zu verzeichnen. Wir können also feststellen, die bisherigen Förderungsmaßnahmen haben nur unzureichend gegriffen. Das geht an die Adresse des Landes, wir müssen das in den nächsten Jahren genauso mit dem Bund austragen, das ist selbstverständlich. Wir würden uns aber doch etwas vormachen, wenn wir über diese Dinge hinwegwischen würden, das sind doch Fakten.

2. Neue Krisen- und Problemgebiete sind entstanden, und mit ungeheurer Wucht hat diese Wirtschaftskrise im Süden Niederösterreichs umsichgegriffen und zahlreiche Groß-, aber auch Mittel- und Kleinbetriebe erfaßt, sodaß hier die industrielle Substanz des Landes Niederösterreich am Spiel steht.

Wenn der Herr Landeshauptmann gemeint hat, er könne nicht Wahlkämpfen, während die VEW-Werke, wie er sich ausgedrückt hat, langsam, aber sicher stillgelegt werden, dann, Herr Landeshauptmann, kann ich nur sagen, wenn Sie die VEW-Werke abgeschrieben haben, so tun wir das noch lange nicht! (Lebhafter und anhaltender Beifall bei der SPÖ.)

Dann würde ich auch, wenn der Herr Landeshauptmann festgestellt hat, daß er keinen Wahlkampf führen kann, wenn er auf der anderen Seite die Jugendarbeitslosigkeit sieht, wenn er sieht, daß so viele junge Menschen arbeitslos sind, wenn er die Probleme, wie gesagt, der verstaatlichten Industrie betrachtet, eine Frage an ihn richten: Herr Landeshauptmann, wer hätte Sie gehindert, diese Probleme schon bisher in Angriff zu nehmen? (Lebhafter Beifall bei der SPÖ. - LHSt. Dr. Pröll: Wer hätte den Bund daran gehindert? Wer hindert denn den Bund daran, Herr Kollege?)

Die Flucht aus der Verantwortung scheint mir doch der billigere Weg zu sein, indem man einfach den Landtag auflöst und meint, man würde die Verantwortung irgend wohin abgeben können. Die Probleme werden dann genau dieselben sein, wie wir sie jetzt haben. Daher hätten wir ruhig weiterarbeiten und versuchen können, diese Probleme besser zu lösen. (Beifall bei der SPÖ.)

Mir sind die Grenzen, die dem Land Niederösterreich gesteckt sind, durchaus bewußt. Herr Landeshauptmann, gewiß ist mir das Landesbudget seit vielen Jahren in all seinen Sparten bekannt, und ich weiß auch, daß mit Hilfe dieses Landesbudgets eine Hilfestellung nur beschränkt geboten werden kann. Es geht meines Erachtens nach um etwas anderes, nämlich um das Klima, um das wirtschaftliche Klima, um das industrielle Klima, daß man z. B. nicht die Industrie gegen das Gewerbe ständig ausspielt, und vor allen Dingen um ein Bekenntnis zu diesem Industrieland Nr. 1, auf das wir uns so viel einbilden! Inwieweit ist das Land Niederösterreich bereit, sich mit jenen Menschen, die durch die Entwicklung dieser Zeit, die ja nicht auf Österreich beschränkt ist, in ihrer Existenz bedroht sind, zu solidarisieren? (Beifall bei der SPÖ.)

Hier beläßt man es heute im besten Fall bei einigen Erklärungen in der Öffentlichkeit und schreibt ab und zu einen Brief an die Bundesregierung. Das scheint mir zu wenig zu sein. Wenn sich der Herr Landeshauptmann gegen die Dokumentation einiger exemplarischer Beispiele in der letzten „Zeitung am Sonntag“ verwahrt hat, so muß ich doch sagen, daß gerade diese hier angeführten Fälle bezeichnend sind für das industriefeindliche Klima, das im Land Niederösterreich herrscht.

Wir stellen also fest: Die Ergebnisse der Regionalpolitik sind noch immer nicht befriedigend und in industriepolitischer Hinsicht gibt es schwere Mängel.

3. In einer geradezu penetranten Kampagne, die einerseits auf den Landeshauptmann abgestimmt war und andererseits verschiedene Sachbereiche betroffen hat, wurde das Bundesland Niederösterreich immer wieder verbal an die Spitze aller anderen Bundesländer katapultiert. Die Bezeichnung „Spitzenreiter“, ja „Weltmeister“ waren keine Seltenheit. Ich habe mir das immer wieder mit großer Geduld angehört, habe mir meinen Teil gedacht. Damit sollte das Image des Bundeslandes Niederösterreich aufpoliert werden. Glauben Sie wirklich, daß das so leicht geht, wenn ich sage, auf diesem oder jenem Gebiet sind wir Weltmeister? Glauben Sie nicht, daß die anderen ein bißchen über uns lachen? Ist das die Methode, wie man das Image des Landes aufpoliert? Ich glaube, daß das nicht ausreichen wird! Ich habe diese Auslassungen manchmal als eher peinlich empfunden, nachdem ja die Fakten doch eine andere Sprache sprechen. Stimmt schon, Industrieland Nr. 1, stimmt auch, Agrarland Nr. 1, aber in Niederösterreich (Unruhe bei der ÖVP. - LH. Mag. Ludwig: Na und?) haben wir nun einmal einen Rückstand gegenüber dem Westen, der sich von Jahr zu Jahr vergrößert, meine Damen und Herren!

In den letzten 20 Jahren ist der Anteil der Bundesländer Wien, Burgenland und Niederösterreich am Bruttoinlandsprodukt von 50,3% - ich habe es Ihnen erzählt – im Jahre 1981 auf 46,2% abgesunken. Diesem Absinken von 4,1% im Osten Österreichs steht ein Ansteigen um mehr als 3,3% in den westlichen Bundesländern Salzburg, Tirol und Vorarlberg gegenüber. Und was die Kaufkraft betrifft, liegt Niederösterreich sehr weit hinten; auch das Burgenland, wissen wir ja. Daher würde ich meinen, daß wir hier doch eine gewisse maßvolle Art an den Tag legen. Wissen Sie, warum? Weil die anderen sagen, na wenn die eh so gut sind, dann brauchen sie doch nichts von uns! Das ist ja ein psychologisches Problem! (Unruhe im Hause. - Heiterkeit bei Abg. Ing. Kellner. - Abg. Anzenberger: Jetzt wissen wir es ganz genau, warum die Regierung nichts hergibt!)

Na sicher, wenn wir die weitaus Besten sind, die weitaus Erfolgreichsten. Ich würde mich also sehr zurückhalten, wenn es um diese Feststellungen geht, die man ja nur dem Wähler gegenüber macht. Wir sind gegenüber dem Westen mit Abstand jenes Land mit den höchsten Strompreisen. Ein ungeheurer Nachteil für die Wirtschaft! Und während im Osten Österreichs nur 40% der Autobahn gebaut sind, ein Faktum, das der Herr Landeshauptmann als Straßenbaureferent ja kennt und immer kritisiert, sind es im Westen mehr als 84%.

Meine Herren! Ich kann doch nicht in der Regierungserklärung des Landeshauptmannes sagen oder schreiben, lieber einige Kubikmeter Beton weniger verbauen und dafür mehr Hilfe für die Menschen. (Abg. Anzenberger: Deswegen haben wir nichts bekommen!) Ich kann doch nicht ein Plakat aufhängen, wo darauf steht, weniger Beton und Gift, wenn wir auf der anderen Seite diesen ungeheuren Rückstand haben. Gegenüber den westlichen Bundesländern ist das das Unklügste, was Sie haben machen können. Ja, wenn Sie ohnehin keine Straßen brauchen . . . (Abg. Ing. Schober: Damit waren doch nicht die Straßen gemeint! - LHSt. Dr. Pröll: Kollege Grünzweig! In Niederösterreich werden die Straßen nicht nur betoniert!)

Bitte, Herr Kollege, in Ihrem Gegenvorschlag zu dem Steuerpaket der Bundesregierung haben Sie doch auch gesagt, daß Sie 10 Milliarden Schilling auf dem Gebiet des Straßenbaues einsparen wollen. Das hören natürlich die westlichen Bundesländer gerne, denn die haben ja die schönen Straßen. Wir haben sie noch nicht! (Abg. Anzenberger: Wir haben deswegen nichts bekommen, weil wir Niederösterreicher sind!) Herr Landeshauptmann! Bei jeder Budgetierstellung des Bundes haben Sie an den Bautenminister einen Brief geschrieben, worin Sie sich über die zu geringe Dotierung des Bundesstraßenbaubudgets beschweren. (LH. Mag. Ludwig: Herr Kollege! Da ist es schade, wenn man etwas redet!)

Herr Landeshauptmann! Sie müssen also schon auf dem Gebiet ein bißchen eine konsequentere Politik machen, wenn wir die Interessen des Bundes und die wohlverstandenen Interessen des Bundeslandes Niederösterreich gemeinsam besser vertreten sollen. 
Noch ein Problem, das ich anschneiden möchte, meine Damen und Herren! Es ist das die totale Personalisierung der Werbung, der Politik und natürlich jetzt des Wahlkampfes. Es war in erster Linie die Österreichische Volkspartei, die ihre Werbung ausschließlich auf die Person des Herrn Landeshauptmannes aufgebaut hat. Damit wurde eine Personalisierung erreicht, wie sie früher in dieser Form nicht vorstellbar war. Das hat aber auch - und das ist mein Problem, Herr Landeshauptmann - in unserem Verhältnis natürlich zur Konsequenz, daß alle Äußerungen und erst recht alle Handlungen dieser Person an der Spitze, wenn man die Dinge so auf eine Person zuschneidet, im besonderen Maße der Kritik der Öffentlichkeit und der Parteien unterliegen.

Ich bekenne mich rückhaltlos zu einer Politik der Fairneß, und das nicht nur in Wahlzeiten. Es ist im Interesse der Demokratie notwendig, daß gewisse Bereiche der Privatsphäre selbstverständlich ausgeklammert werden. Herr Landeshauptmann! Es hätte Ihres Appells vorhin nicht bedurft, das ist für uns eine Selbstverständlichkeit! Dort aber, (Abg. Anzenberger: Wir warten darauf!) meine Damen und Herren, wo ein Mensch als politische Person agiert, wo er Politik zu verantworten hat, da muß auch Kritik geübt werden können. Mit einem Wort, wenn mir Hofberichterstattung dauernd recht ist, dann muß mir auch eine kritische Anmerkung billig sein. (Beifall bei der SPÖ.)

Das heißt in diesem Fall, daß die Rolle des Herrn Landeshauptmannes als Regierungskommissär bei der Landeshypothekenanstalt zu besprechen ist. Immerhin haben diese Vorgänge der Anstalt und damit dem hand mehr als 600 Millionen Schilling gekostet. (LH. Mag. Ludwig: Wo hat das Land einen Schilling bezahlt?) Na ja, weil das dem Land zunächst keinen Groschen gekostet hat, deswegen kann das Land ... (LH. Mag. Ludwig: Auch später nicht! Sagen Sie nicht so etwas Falsches vom Rednerpult! - LHSt. Dr. Pröll: Nicht einen einzigen Groschen!) Herr Landeshauptmann! 600 Millionen Schilling. (LH. Mag. Ludwig: Hören Sie, warum stellen Sie so etwas Falsches in den Raum? Sie sind ein Regierungskollege und sagen im Landtag Unwahrheiten!)

Darf ich also festhalten, Herr Landeshauptmann, darüber müssen wir uns auseinandersetzen. (LH. Mag. Ludwig: Auf was hinauf, wenn Sie Falsches sagen?) Na sicher werden wir das! Wir müssen das tun, denn das geht aus sämtlichen Unterlagen hervor.

Herr Kollege Bernau! Hat die Landeshypothekenanstalt 600 Millionen Schilling Schaden durch diese Transfers? (LHSt. Dr. Pröll: Sie haben gesagt, das Land!) Die Landeshypothekenanstalt. Bitte, meine Herren, na schön. 
Meine Damen und Herren! Wir werden über diese Frage dann sowieso reden, wenn der Rechnungshofbericht wieder vorliegt. (LH. Mag. Ludwig: Ja, aber nicht Unwahrheiten in den Raum stellen!) Wir haben uns ja bekanntlich vor einiger Zeit in der Landesregierung mit diesem Rohbericht beschäftigt, und in jenen Punkten, wo es um die Stellungnahme der Landesregierung geht, gab es einen Mehrheitsbeschluß, den die ÖVP gegen unsere Stimmen gefaßt hat. Man wird also darüber noch zu reden haben und auch über Ihre Funktion als Regierungskommissär.

(LH. Mag. Ludwig: Ja!) Ich kann mich doch nicht dauernd hinstellen als der Mann, der alles macht und der für alles zuständig ist und wo das Land in guter Hand ist, und wenn dann Mängel aufgezeigt werden, ist die Österreichische Volkspartei, sind Sie allergisch. 
Bitte, meine Damen und Herren, es wird auch über die Rolle des Herrn Landeshauptmannes im Zusammenhang mit der WBO noch zu sprechen sein. Wir haben uns in dieser Frage sehr zurückgehalten, und ich war vom ersten Augenblick an der Auffassung, daß hier die zuständigen Organe zu urteilen haben. Nun hat das ordentliche Gericht den ehemaligen Landesparteisekretär und heutigen Bürgermeister von Piesting zu drei Jahren Freiheitsstrafe verurteilt. Auch wenn hier noch das Berufungsverfahren abzuwarten ist, muß eine Partei handeln. Ich fordere Sie daher auf, Herr Landeshauptmann, trennen Sie sich von Herrn Zimper! Ich darf daran erinnern, daß ich Ihnen einmal zu einer Zeit, als von diesen Dingen noch gar keine Rede war, vorausgesagt habe, daß Sie dieser Mann politisch ruinieren wird.

Ich möchte in dem Zusammenhang auch an eine Ihrer Aussagen erinnern. Als wir Sie nämlich in der Landesregierung darauf aufmerksam gemacht haben, daß Herr Zimper 2 Millionen Schilling von der WBO in den Faberverlag transferierte, haben Sie damals in aller Unbefangenheit erklärt: „Ich habe ihm ausdrücklich gesagt, daß er das nicht als Landesparteisekretär, sondern als Privatmann tut.“ Jetzt müssen Sie mir einen Menschen in Niederösterreich nennen, der Ihnen eine Teilung in Landesparteisekretär und Privatmann in einer solchen Transaktion glaubt. Ich kann mir das nicht vorstellen. Das ist aber nur ein Beispiel, doch es zeigt die Verstrickung auf, in die halt der Parteiobmann einer Partei kommt, wenn er solche Machenschaften duldet. Wenn sie faktisch unter seinen Augen geschehen, gibt es eine politische Verantwortung, die man als Spitzenfunktionär zu tragen hat. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich rechne, Herr Landeshauptmann, daß Sie nach den Wahlen schon wieder mit uns sprechen werden. Sie haben ja dem Herrn Landesrat Höger einmal in Aussicht gestellt, daß im Hinblick auf diese Situation mit uns nicht mehr gesprochen wird. Ich glaube, das haben Sie nicht ganz ernst gemeint. Das war die erste Verärgerung, die sich sicher wieder legen wird. Ich glaube, daß man in der Demokratie die Tür nie ganz zuschlagen darf. Daß man die Gegensätze natürlich auszutragen hat, ist eine Selbstverständlichkeit. Daher meine ich, daß man diese Worte nicht auf die Goldwaage legen darf.

Die Österreichische Volkspartei wird also heute mit ihrer Mehrheit die vorzeitige Auflösung des Landtages beschließen, und wir haben schon angekündigt, daß meine Fraktion diesem Antrag keine Zustimmung geben wird.

Wir glauben, daß man dem Bundesland Niederösterreich mit dieser Vorgangsweise, die rein taktisch motiviert ist, keinen guten Dienst erweisen wird. Es ist eine Flucht aus der Verantwortung. Der Landtag von Niederösterreich ist für 5 Jahre gewählt und es gibt keinen einzigen plausiblen Grund, von dieser 5jährigen Legislaturperiode abzugehen. Es haben also die Taktiker in der Österreichischen Volkspartei gesiegt, und wenn Sie wollen, vielleicht auch die Scharfmacher!

Wir werden aber diese Herausforderung, meine Damen und Herren von der Österreichischen Volkspartei, annehmen. Mit Mut und Zuversicht vertrauen wir darauf, daß die Niederösterreicherinnen und Niederösterreicher unsere hingebungsvolle und unermüdliche Arbeit für Niederröstereich honorieren werden. Wir Politiker sind dafür gewählt, mit den Menschen und für sie ihre Probleme zu bewältigen. Wir wurden nicht gewählt, um ein taktisches Spiel um die Macht zu treiben. Die Bürger unseres Landes haben vor 4 Jahren auf eine solche Taktik die gebührende Antwort gegeben, und ich bin überzeugt, daß sie das auch diesmal tun werden. Die Entscheidung liegt nun bei den Wählerinnen und Wählern des Bundeslandes Niederösterreich! (Lebhafter und anhaltender Beifall bei der SPÖ.)
PRÄSIDENT REITER: Zum Worte gemeldet ist der Herr Abgeordnete Dr. Bernau.

Abg. Dr. BERNAU: Herr Präsident! Hohes Haus! Nachdem ich als Vorsitzender des Aufsichtsrates der Landeshypothekenbank apostrophiert wurde, möchte ich folgendes klarstellen: Die Landeshypothekenbank wird in Form einer Aktiengesellschaft geführt. Sie hat eigentlich keinen Eigentümer, sie hat nur einen Garanten. Der Garant der Landeshypothekenbank ist das Land Niederösterreich. Ein Schaden wäre dem Land dann zugefügt worden, wenn das Land Niederösterreich der Landeshypothekenbank in irgendeiner Form hätte helfend unter die Arme greifen müssen. Die Landeshypothekenbank ist in den letzten Jahren mit einem Krisenmanagement in der Lage gewesen, alles das, was an Wertberichtigung notwendig war, aus eigener Kraft, meine Damen und Herren, wieder zu schaffen, zum Unterschied von der Länderbank, bitte schön! Da hat es eines Bundesgesetzes bedurft, um hier die finanziellen Verhältnisse wieder in Ordnung zu bringen.

Ich darf Ihnen daher die erfreuliche Mitteilung machen, daß in den drei Jahren, seitdem ich für die Bilanz dieser Bank mit zuständig bin, Wertberichtigungen in der Höhe von 600 Millionen Schilling vorsorglich vorgenommen wurden. Diese haben sich in der Zwischenzeit reduziert, weil wir jetzt eine Reihe von Wertberichtigungen, die vom Wirtschaftsprüfer vorsorglich verlangt wurden, wieder auflösen konnten, und wir werden Ihnen wahrscheinlich nächstes Jahr mitteilen können, daß die Wertberichtigungen insgesamt etwa an die 350 Millionen Schilling betragen werden, und das, meine Damen und Herren, in einem Zeitraum von immerhin 4 Jahren. Das bedeutet also im Schnitt eine Wertberichtigung von 100 Millionen Schilling. Damit befinden wir uns an der Spitze aller anderen vergleichbaren Unternehmungen in Österreich. Das ist bitte die Tatsache, das ist nachzulesen, (Unruhe bei der SPÖ.) denn die sogenannten schweren Brocken, meine sehr geehrten Herren, sind ja Gott sei Dank bereinigt worden. Das einzige, was uns wirklich heute noch weh tut, das wissen Sie ganz genau, ist das Happyland, da waren wir nicht sehr erfolgreich und das können wir nicht in Ordnung bringen, aber die anderen Probleme werden ja sehr bald gelöst sein. 
Ich habe mich nur zu einer tatsächlichen Berichtigung gemeldet. Was ich bedauere, ist eigentlich, daß vereinbart wurde, daß hier nur je ein Redner zu Wort kommen soll. Es wäre besser gewesen, Herr Landeshauptmannstellvertreter, wenn das, was Sie hier gesprochen haben, einer Ihrer Parteifreunde gesagt hätte, denn dann hätten wir nicht den unangenehmen Beigeschmack, daß der Landeshauptmann hier als Landeshauptmann der Niederösterreicher gesprochen hat, während Sie als Parteiobmann gesprochen haben. (Anhaltender Beifall bei der ÖVP.)

PRÄSIDENT REITER: Die Rednerliste ist erschöpft, der Herr Berichterstatter hat das Schlußwort.

Berichterstatter Abg. HILLER: Ich verzichte.

PRÄSIDENT REITER: Wir kommen zur Abstimmung. (Nach Abstimmung über den vorliegenden Antrag des Verfassungs- und Rechtsausschusses): Mehrheitlich angenommen.

Somit ist die Tagesordnung der heutigen Sitzung erledigt. 

Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Mit der heutigen Sitzung geht nicht nur eine Tagung, sondern auch eine Sitzungsperiode zu Ende. Der Hohe Landtag hat soeben seine Auflösung und damit die vorzeitige Beendigung der XI. Gesetzgebungsperiode beschlossen. Ein Blick in die Annalen des Landtages zeigt, daß dies keineswegs etwas Außergewöhnliches ist, denn auch in den beiden vergangenen Gesetzgebungsperioden hat der Hohe Landtag am 21. März 1974 und am 18. Jänner 1979 ähnliche Beschlüsse gefaßt.

Die erste Landtagssitzung im Herbst hat traditionsgemäß jeweils etwa Mitte Oktober stattgefunden. Wenn nun im Oktober Landtagswahlen stattfinden, so verschiebt sich der Beginn der Landtagsarbeit im Herbst zwar um etwa 3-4 Wochen, doch steht dann einer kontinuierlichen Arbeit nichts mehr im Wege.

An Arbeit meine Damen und Herren, hat es dem Hohen Landtag in den vergangenen 5 Jahren nicht gemangelt. In dieser Zeit fanden 70 Sitzungen des Plenums und 389 Sitzungen der Ausschüsse statt. Dabei wurden 156 Gesetzesbeschlüsse und 285 sonstige Beschlüsse gefaßt. Von den 441 Landtagsbeschlüssen wurden 418 einstimmig und 23 mit Mehrheit angenommen.

Die Spanne der behandelten Materie war außerordentlich groß. Alle noch ausständigen Ausführungsgesetze zur Landesverfassung 1979 wurden beschlossen, wie z. B. das Initiativ- und Einspruchsgesetz, das Gesetz über die Landesbürgerschaft und das Gesetz über die Einrichtung des Landesbeirates für Jugend- und Familienpolitik sowie zur Wahrung der Interessen der älteren Generation. Weitere Gesetzesbeschlüsse einzeln und namentlich herauszugreifen, würde der Vielzahl der behandelten Probleme nicht gerecht. Ein Verfassungsgesetz möchte ich aber dennoch nennen, weil es unser Bestreben dokumentiert, dem Landesbürger alle Möglichkeiten zu geben, um zu seinem Recht zu kommen. Es ist das Verfassungsgesetz über die Zuständigkeit der Volksanwaltschaft für den Bereich der Verwaltung des Landes Niederösterreich.

Zu nennen sind aber auch 70 Beschlüsse, durch die Landeshaftungen übernommen wurden, 27 Beschlüsse, mit denen für Wirtschaftsförderungsaktionen Mittel bereitgestellt oder Richtlinien angepaßt wurden, 19 Beschlüsse betreffend Markt- oder Stadterhebungen und schließlich 50 Beschlüsse, mit denen Berichte des Rechnungshofes, des Finanzkontrollausschusses, der Landesregierung sowie verschiedener Fonds usw. nach oft sehr eingehenden Debatten zur Kenntnis genommen wurden.

In der heute zu Ende gehenden letzten Tagung, das heißt allein seit Oktober 1982, sind weitere bedeutende Beschlüsse dazugekommen, wie beispielsweise das Jugendgesetz, das Familiengesetz, das Kulturförderungsgesetz, eine Novellierung der gesetzlichen Bestimmungen betreffend die Spielautomaten, eine Bauordnungsnovelle und die Genehmigung von Verträgen zwischen dem Land und dem Bund. Zum letzteren möchte ich zwei sehr wichtige Beispiele nennen. Es ist das die Vereinbarung über die Senkung des höchstzulässigen Schwefelgehaltes im Heizöl und die wegen ihres Umfanges inoffiziell „Staatsvertrag“ genannte Vereinbarung über gemeinsame wirtschaftliche Aktionen, wie z. B. den Verkehrsverbund und den Bau des Marchfeldkanals.

Ich möchte mit der summarischen Aufzählung aber nicht einem Zahlentaumel verfallen, denn die Quantität allein sagt noch nichts über die Qualität unserer Arbeit aus.

Erwähnen möchte ich noch, daß wir seit Jahren an einer neuen, modernen Niederösterreichischen Bauordnung arbeiten, die in zwei Teile gegliedert sein wird. Diese Arbeiten sind sehr weit fortgeschritten. Um hier keinen Stillstand eintreten zu lassen, habe ich über Wunsch des Bauausschusses den Herrn Landeshauptmann ersucht, daß das zuständige Regierungsmitglied die Begutachtung über den fertigen Teil des Bautechnikgesetzes einleitet und somit kein Zeitverlust eintritt. Der neue Landtag könnte dann sofort nach seiner Konstituierung unbelastet dieses wichtige Gesetzeswerk endgültig beraten und verabschieden.

Zusammenfassend glaube ich aber, in Ihrer aller Namen, sehr geehrte Damen und Herren, feststellen zu können, daß wir uns bemüht haben, dem Auftrag unserer Landesbürger gewissenhaft nachzukommen und fruchtbringende Arbeit zu leisten. Wie überall im Leben, gibt es aber keine absolut vollständige und endgültige Lösung und Regelung der Probleme, und so mußten und müssen wir auch erkennen, daß auch unseren besten Absichten natürliche und finanzielle Grenzen gesetzt sind.

In der abgelaufenen Gesetzgebungsperiode haben wir die Zahl der Mitglieder der Niederösterreichischen Landesregierung von 7 auf 9 erhöht, um eine bessere und effizientere Aufgabenverteilung zu ermöglichen, und wir haben auch erstmalig zwei Damen in die Landesregierung gewählt.

Der Herr Landeshauptmann wird entschuldigen, daß ich zuerst die Wahl der Damen in die Landesregierung angeführt habe und erst jetzt auch auf seine Neuwahl hinweise. Es ist mir ein ehrliches Bedürfnis, Ihnen allen, meine Damen und Herren, für Ihre Tätigkeit und die geleistete Arbeit aufrichtig zu danken. Im besonderen möchte ich jenen Abgeordneten für ihren Einsatz und für ihre Arbeit danken, die bei der kommenden Landtagswahl nicht mehr kandidieren werden.

Gedenken möchte ich aber auch des Landeshauptmannstellvertreters, Hans Czettel, der während der abgelaufenen Gesetzgebungsperiode verstorben ist.

Meinen herzlichen Dank spreche ich allen Mitarbeitern aus, die in verschiedensten Bereichen bei der Bewältigung der Aufgaben der gesetzgebenden Körperschaft des Landes mitgeholfen und mitgewirkt haben.

Allen Damen und Herren der Landesregierung, an der Spitze dem Herrn Landeshauptmann, und den Damen und Herren des Hohen Hauses wünsche ich in den kommenden Tagen und Wochen Entspannung und Erholung. Den Landwirten eine reiche Ernte, um einen annähernd gerechten Preis für ihre Produkte, die den Tisch unserer Menschen auch im kommenden Jahr reichlich decken werden.

In Anbetracht der bevorstehenden Ferien wird der kommende Wahlkampf verhältnismäßig kurz sein. Die unterschiedlichen Auffassungen der Parteien über die Lösung von Sachfragen und Problemen des Landes werden klar herausgestellt werden. Die notwendigen Auseinandersetzungen mögen sich aber in den Grenzen der Fairneß halten und persönliche Verunglimpfungen werden hoffentlich vermieden werden. Halten wir uns stets vor Augen, daß nach jeder Wahl die Mandatare im Landtag wieder zum Wohle unseres gemeinsamen Heimatlandes und seiner Bevölkerung zusammenarbeiten sollen und müssen. Dieses gemeinsame Ziel dürfen wir bei allen tagespolitischen Auseinandersetzungen auch nicht während eines Wahlkampfes vergessen.

Nochmals, meine Damen und Herren: Die Bevölkerung des Landes erwartet von uns mehr Wahlwerbung und weniger Wahlkampf, erwartet die Auseinandersetzung mit Ideen und Programmen und keine Schläge unter die politische Gürtellinie oder persönliche Verunglimpfungen. Wir, die Repräsentanten der beiden großen politischen Parteien, die, mit dem Vertrauen unserer Landsleute ausgestattet, mithelfen durften, Niederösterreich auf- und auszubauen, Niederösterreich zu einem schönen Stück Österreich zu machen, haben nicht nur weiterhin die Gegenwart und die Zukunft zu gestalten, sondern an uns wird es auch liegen, ob nach dieser Wahlauseinandersetzung die Demokratie in unserem Lande, die Parteien als Träger dieser Demokratie und wir selber mehr oder weniger Ansehen haben werden. Dabei dürfte es keinen Zweifel geben, daß unsere erste und wichtigste Aufgabe sein muß, diese Demokratie zu stärken und auszubauen.

Gestatten Sie, meine Damen und Herren, dem Präsidenten diesen Hinweis mit der Bitte, bei allen unseren Reden, bei allen Handlungen in den nächsten Wochen daran in erster Linie zu denken.

Mit dem Wunsch, daß es uns auch in Zukunft gelingen wird, unseren Beitrag zur steten Aufwärtsentwicklung unseres Heimatlandes Niederösterreich zu leisten, schließe ich diese letzte Sitzung der XI. Gesetzgebungsperiode. Die Sitzung ist geschlossen. (Beifall im Hause.)

Abg. Dipl.-Ing. MOLZER: Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Obwohl die Sitzung schon geschlossen ist, gehört es doch zu den Gepflogenheiten, dem Herrn Präsidenten ebenfalls den Dank auszusprechen. Sie wissen, als ältester Abgeordneter dieses Hauses ist es für mich geradezu eine Freude, hier noch einmal das Wort ergreifen zu können. Ich möchte mich, nachdem ich ja in der nächsten Gesetzgebungsperiode diesem Hohen Hause nicht mehr angehören werde, bei allen recht herzlich bedanken.

Ich habe im Laufe dieser drei Gesetzgebungsperioden viele Freunde und gute Kameraden kennengelernt, die ich wirklich auch in Zukunft nicht missen möchte, und ich hoffe, daß, wenn ich nicht mehr herinnen bin, dieser menschliche Kontakt, der sich immerhin in den 14 Jahren abzeichnete, erhalten bleiben möge.

Dir, sehr geehrter Herr Präsident, danke ich für Deine umsichtige Arbeit und erlaube mir noch einmal, Dir auch alles Gute zu wünschen. Verbringe schöne Tage! Ich kann ja nicht mehr sagen „Auf Wiedersehen im neuen Landtag“ und wünsche daher dem neuen Landtag viel Erfolg für seine Arbeit im Sinne des Bundeslandes Niederösterreich. (Beifall im Hause.)

(Ende der Sitzung um 12.39 Uhr.)

